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VORWORT 
 
Vor Ihnen liegt der Jahresbericht 2003 des 
Landesamtes für Gesundheit und Soziales 
Berlin (LAGeSo), der insbesondere der 
interessierten Öffentlichkeit die Möglichkeit 
geben soll, sich über die Bandbreite der 
Aufgaben und die Leistungsfähigkeit des 
Landesamtes zu informieren.  
Das LAGeSo ist eine der Senatsverwal-
tung für Gesundheit, Soziales und 
Verbraucherschutz nachgeordnete Behör-
de. Wir verstehen uns als moderner 
Dienstleister für die Bürgergerinnen und 
Bürger Berlins und versorgen inzwischen 
jeden sechsten Berliner mit Leistungen 
aus dem sozialen oder gesundheitlichen 
Bereich. 
Das Aufgabenspektrum des Landesamtes 
ist vielfältig und geht längst über die klas-
sischen Aufgaben der „Versorgungsver-
waltung“ weit hinaus. Leistungen nach 
dem sozialen Entschädigungsrecht, die 
Feststellung und Anerkennung von 
Schwerbehinderungen, das Integrations-
samt mit seinen Leistungen an Arbeitge-
ber und den Hilfen für behinderte Men-
schen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die 
Krankenhaus- und Heimaufsicht, das Lan-
desprüfungsamt für Berufe im Gesund-
heitswesen, die Unterbringung und Integ-
ration von Asylbewerbern und Spätaus-
siedlern und vieles andere mehr gehört 
zur Bandbreite der Aufgaben und Leistun-
gen des Landesamtes. 
Auch das Jahr 2003 stellte an das LAGe-
So wiederum hohe Anforderungen. Das In 
Kraft treten einer Reihe von Rechts- und 
Verfahrensänderungen auf Bundes- und 
Landesebene aber auch die weitere Kür-
zung der Personal- und Sachmittel er-
schwerten die Aufgabenerfüllung. Dank 
des besonderen Einsatzes und Engage-
ments der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
konnten diese Herausforderungen jedoch 
gemeistert werden. 
Die Bewältigung der weiterhin hohen Zahl 
von Anträgen auf Erst- und Neufeststel-
lung einer Schwerbehinderung, die ver-
stärkte Förderung von Integrationsprojek-
ten, die der Beschäftigung schwerbehin-
derter Menschen und deren Eingliederung 
in den Arbeitsmarkt dienen, die Bereitstel-
lung von finanziellen Mitteln zur Schaffung 

von 290 Werkstatt- und 68 Wohnheimplät-
zen in 2003, die erfolgreiche Einführung 
von Barleistungen für Asylbewerber und 
die Möglichkeit für diesen Personenkreis 
frühzeitig in Wohnungen zu ziehen, um 
somit ein weitgehend selbstständiges Le-
ben zu ermöglichen, die rasche Hilfege-
währung für Opfer von Gewalttaten oder 
die Unterbringung und Beratung von 
Spätaussiedlern sind nur einige Beispiele 
für die erfolgreiche Tätigkeit des Lan-
desamtes in 2003, die im Einzelnen dem 
vorliegenden Bericht zu entnehmen ist. 
Künftig werden allerdings hinsichtlich der 
Erledigungsdauer von Anträgen Auswir-
kungen auf die Bürger aufgrund der tarifli-
che Reduzierung der Arbeitszeit nicht 
ausbleiben. Um die an uns gestellten Auf-
gaben aber insgesamt auch weiterhin 
kompetent, wirtschaftlich und bürgerorien-
tiert zu erfüllen, sind Ausbau und Weiter-
entwicklung IT-gestützter Arbeitsverfah-
ren, effiziente Organisationsstrukturen und 
die konsequente Anwendung von Perso-
nalmanagementinstrumenten für unser 
Landesamt als eine moderne und 
leistungsstarke Verwaltung unverzichtbar. 
An dieser Stelle möchte ich einen beson-
deren Dank allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern aussprechen, die in konstruk-
tiver Zusammenarbeit an der Erstellung 
dieses Berichts beteiligt waren.  
Es sei noch darauf hingewiesen, dass 
aufgrund der besseren Lesbarkeit im Be-
richt nur die jeweils männliche Form ver-
wendet wurde. Weitergehende aktuelle 
Informationen zu den Aufgaben und 
Dienstleistungen des Landesamtes für 
Gesundheit und Soziales erhalten Sie im 
Internet unter www.lageso.berlin.de. 
 
Franz Allert 
Präsident  
des Landesamtes für Gesundheit und 
Soziales Berlin 

http://www.lageso.berlin.de/
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Die Standorte des LAGeSo 
 

• Sächsische Straße 28 
10707 Berlin 
Tel.: 030/ 9012-0 

Bereiche: Präsident, Serviceeinheit, 
Hauptfürsorgestelle, Integrationsamt, 
Kriegsopferfürsorge, Orthopädische 
Versorgungsstelle, Ärztlicher Dienst, 
Heimaufsicht. 
 
 

• Fehrbelliner Platz 1 
10707 Berlin 
Tel.: 030/ 9012-0 

Bereiche: Berufe im Gesundheits- und 
Sozialwesen, Landesprüfungsamt, 
Krankenhausaufsicht 
 
 
 

• Marienfelder Alle 66-80 
12277 Berlin 
Tel.: 030/ 90173-0 

Bereiche: Vertriebenenrecht, 
Rehabilitierung von Verfolgten der DDR, 
Aufnahme von jüdischen Zuwanderern 
und Spätaussiedlern 

 
 
 

• Albrecht-Achilles-Str. 62-65 
10709 Berlin 
Tel.: 030/ 9012-0 

Bereiche: Versorgungsamt, Info & Service 
Center und Versicherungsamt, 
Rentengruppen, Schwerbehindertenrecht 
 
 
 

• Friedrich-Krause-Ufer 24 
13353 Berlin 
Tel.: 030/ 90269-0 

Bereiche: Gesamtstädtische Aufgaben des 
Sozialwesens, Asylbewerber, Rückkehr- 
und Weiterwanderungsberatung 
 
 
 

• Wattstr. 11-13 
13355 Berlin 
Tel.: 030/ 46302-0 

Bereich: Krankenbuchlager 
 



Leitbild des LAGeSo 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
wir freuen uns, Ihnen das Leitbild unseres 
Landesamtes für Gesundheit und Soziales 
Berlin vorstellen zu können. Das Leitbild 
wurde unter großer Beteiligung der Be-
schäftigten unseres Amtes erarbeitet. 
Das Landesamt für Gesundheit und Sozia-
les Berlin bedient jeden sechsten Berliner 
mit Leistungen aus dem sozialen und ge-
sundheitlichen Bereich. Dies ist uns Ver-
pflichtung und Ansporn zugleich. 
Im Spannungsfeld zwischen der Bewälti-
gung des stetigen Wandels und dem 
gleichzeitigen Bewahren von Bewährtem 
waren Anpassungsfähigkeit, Flexibilität 
und Kreativität aller Beschäftigten die 
Grundlage für unsere bisherige erfolgrei-
che Tätigkeit. 
Diesen Weg wollen wir mit unserem Leit-
bild weiter beschreiten. Unser Leitbild be-
schreibt Ziele und Wertvorstellungen un-
sers Amtes, es ist somit Orientierung und 
Handlungsanweisung für unseren Umgang 
sowohl untereinander als auch mit unse-
ren Kunden. Damit verpflichtet es uns, die 
formulierten Ansprüche als Maßstab an 
uns selbst täglich zu leben. 
Anregungen und Verbesserungsvorschlä-
ge die uns helfen, unsere Dienstleistung 
weiter zu verbessern, sind uns stets will-
kommen. Für Auskünfte und Hinweise, die 
mit unseren Aufgabenfeldern zusammen-
hängen, stehen Ihnen unsere Mitarbei-
ter/innen - insbesondere in unserem Info & 
Service Center im LAGeSo gerne zur Ver-
fügung. Auch Ihre Wünsche und Anregun-
gen werden dort gerne entgegengenom-
men. 
 
 

Unsere Leitsätze 

Wir –die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des LAGeSo Berlin- verstehen 
uns als Dienstleister/innen. 
Unsere Kunden persönlich zu betreuen, 
zu beraten und ihnen zu ihren Rechten 
zu verhelfen ist uns das wichtigste An-
liegen. 
Wir verstehen uns als qualifizierte Part-
ner/innen unserer Kunden. Bürgernähe 
und Kundenfreundlichkeit sind die zentra-
len Anliegen unseres Handelns. 
Wir sind als moderne Gesundheits- und 
Sozialbehörde eine lernende Organisa-
tion und entwickeln gemeinsam die 
Qualität unserer Arbeit weiter. 
Wir befinden uns in einem ständigen Pro-
zess der Fortentwicklung. Veränderungen 
begreifen wir als Chancen. 
Wir identifizieren uns mit unseren Auf-
gaben und erledigen diese engagiert. 
Wir handeln im Einklang mit unserem Auf-
trag und unterstützen unsere Kunden im 
Rahmen unserer gesetzlichen Aufgaben 
bei der Verwirklichung ihrer Rechte. 
Wir beteiligen uns kontinuierlich und aktiv 
an der Verbesserung von Arbeitsabläufen. 
Wir schaffen durch kompetentes Han-
deln Vertrauen. 
Rechtmäßigkeit ist unser oberstes Gebot, 
wir nutzen die gegebenen Gestaltungs-
rahmen für bedarfsgerechte Leistungen. 
Voraussetzung für unsere fachliche Kom-
petenz ist eine praxisgerechte und zielge-
richtete Fortbildung. 
Wir handeln wirtschaftlich.  
Arbeitsabläufe und Organisationsstruktu-
ren gestalten wir effizient und transparent. 
Wir übernehmen die Verantwortung für 
unser Handeln und Verhalten in der 
gemeinsamen Arbeit. 
Unsere Potentiale und Stärken setzen wir 
umfassend ein. 
Wir schaffen durch Eigeninitiative und 
aktive Teamarbeit eine Atmosphäre in 
der wir mit Freude arbeiten. 



Partnerschaftliches Verhalten prägt unser 
Verhältnis miteinander. In Entscheidungs-
prozesse bringen wir uns aktiv ein und 
tragen Entscheidungen gemeinsam. 
Unsere Zusammenarbeit ist geprägt 
durch gegenseitige und zielgerichtete 
Information. 
Wir beraten und informieren uns ausführ-
lich und gestalten aktiv unsere Zusam-
menarbeit. 
Unsere Führungskräfte tragen eine be-
sondere soziale und ergebnisbezogene 
Verantwortung. 
Die Zusammenarbeit mit den Personal-
vertretungen ist offen, kooperativ und 
konstruktiv. 
Führungskräfte haben eine Vorbildfunkti-
on, mit ihrer Einstellung zur Aufgabenerfül-
lung bestimmen sie maßgeblich unsere 
Arbeitsmotivation. 
Toleranz prägt unser tägliches Mitein-
ander. Konstruktive Kritik ist ausdrück-
lich erwünscht. 
Wir begegnen uns mit Offenheit und Klar-
heit. 
Wir respektieren uns, verhalten uns unter-
einander partnerschaftlich, ehrlich, loyal 
und achten abweichende Meinungen. 
Wir akzeptieren und respektieren unse-
re unterschiedlichen Lebensplanungen 
und -zusammenhänge und unterstützen 
die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf. 
Unter Beachtung der Anforderungen unse-
rer Kunden berücksichtigen wir individuelle 
Bedürfnisse bei unseren Planungen. 
Unser Leitbild ist uns Maßstab und 
Verpflichtung zugleich. 
Wir vereinbaren konkrete Umsetzungs-
schritte und überprüfen die Ergebnisse 
regelmäßig. 



Der Haushalt des LAGeSo 
Das Haushaltsvolumen (Ausgaben in 
2003: 230,7 Mio. €) wird entsprechend der 
Aufgabenstellung des LAGeSo wesentlich 
durch den hohen Anteil von Transferaus-
gaben (ca. 80 %), im wesentlichen Zah-
lungen an Bürger, Verbände oder Unter-
nehmungen aufgrund sozialrechtlicher 
Leistungsansprüche, geprägt. Einen 
Schwerpunkt dieser Ausgaben bilden die 
Aufwendungen für die Kriegsopferversor-
gung, die direkt aus dem Haushaltsplan 
des Bundes geleistet werden (85,2 Mio. 
€). 
 

Ausgabenentwicklung 2001 - 2003 

Personal
42 Mio €

Personal
41 Mio €

Personal
40 Mio €

Sachausgaben 7 
Mio € 

Sachausgaben 7 
Mio €

Sachausgaben 7 
Mio €

Transfers
111 Mio € Transfers

107 Mio € Transfers
99 Mio €

Transfers Bund
 99 Mio € Transfers Bund

91 Mio € Transfers Bund
85 Mio €

0 Mio €

50 Mio €

100 Mio €

150 Mio €

200 Mio €

250 Mio €

300 Mio €

2001 2002 2003         

Daneben werden Transferausgaben un-
mittelbar aus dem Haushalt des Landes 
Berlin geleistet – zum Teil mit erheblichen 
Refinanzierungsanteilen des Bundes – wie  
z.B.  

• Aufwendungen für die Kriegsopferfür-
sorge (26,0 Mio. €), 

• für Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz (14,7 Mio. €), 

• dem 1. u. 2. SED-Unrechts-
bereinigungsgesetz (3,1 Mio. €), 

• dem Opferentschädigungsgesetz 
(9,6 Mio. €), 

• dem Infektionsschutzgesetz 
(4,5 Mio. €), 

• Ausgaben im Rahmen der Verwen-
dung der Ausgleichsabgabe nach dem 
SGB IX (24,8 Mio. €). 

Demgegenüber stehen mit einem Anteil 
von lediglich 20 % des Ausgabevolumens 
die für den Betrieb der Dienststelle not-
wendigen Personal- und Sachkosten (46,6 
Mio. €). 
 

Ausgabenstruktur 2003 

Sachaus-
gaben: 

6,7 Mio€  3%

Transfers 
Bund: 

85,2 Mio€ 37%

Personal: 
39,9 Mio€ 17%

Transfers:
 98,8 Mio€ 

43%

 

Das Personal im LAGeSo 

Stellenentwicklung 
Mit dem Gesetz über die Errichtung eines 
Landesamtes für Gesundheit und Soziales 
Berlin und eines Landesamtes für Arbeits-
schutz, Gesundheitsschutz und technische 
Sicherheit  Berlin vom 12.11.1997 wurden 
dem Landesamt ab 1.1.1998 zusätzliche  
Aufgaben des Gesundheits- und Sozial-
wesens übertragen. Seitdem unterlag die 
Organisation durch den Verwaltungsre-
formprozess, durch den Neuzuschnitt von 
Senatsressorts, insbesondere aber auch 
durch  erforderliche Stelleneinsparungen 
und damit verbundener aufgabenkritischer 
Überlegungen einem ständigen Wandel. 
 
 
 



Entwicklung der Stellenzahl des LAGeSo 
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In den Jahren 1998 bis 2003 wurden im 
LAGeSo –unter Berücksichtigung zwi-
schenzeitlichen, vorübergehenden Aufga-
ben- und Stellenzuwachses- insgesamt 
303,52 Stellen eingespart. Mit dem Haus-
halt 2004 stehen weitere 47,25 Stellen 
aufgrund von Einsparvorgaben nicht mehr 
zur Verfügung.  
Die Stellen bzw. Beschäftigungspositionen 
(Bepos) des Landesamtes verteilten sich 
wie folgt: 
 

Leitung, Revision, 14,50 Stellen/ Bepos 
Steuerungsdienst, 
Beschäftigtenvertretung 

Serviceeinheit 132,97 Stellen/ Bepos 
(Recht, IT, Finanzen, 
Personal, Organisation, 
Zentrale Dienste) 

Abteilung II  180,80 Stellen/ Bepos 
(Integrationsamt und 
Hauptfürsorgestelle, 
Aufgaben d. Gesund- 
heitswesens) 

Abteilung IV  377,15 Stellen/ Bepos 
(Versorgungsamt) 

Abteilung VI  191,14 Stellen/ Bepos 
(Gesamtstädtische Auf- 
gaben d. Sozialwesens) 

 
Von den insgesamt 883 Beschäftigten sind 
654 weiblich (74%) und 229 männlich 
(26%). 175 Beschäftigte (9,8%) arbeiten in 
Teilzeit (davon 171 Frauen). 134 Beschäf-
tigte (15,2%) sind als schwerbehinderte 
Menschen anerkannt, davon 41 Männer 
und 93 Frauen. 
Die Beschäftigtengruppen verteilen sich 
auf 617 Angestellte (70%), 246 Beamte 
(28%), und 20 Arbeiter (2%). 
Die umfänglichen Stelleneinsparungen 
konnten zu einem großen Teil infolge von 

finanziellen Leistungsanreizen zum Aus-
scheiden aus dem aktiven Dienst erreicht 
werden. Im Berichtsjahr 2003 sind 65 Be-
schäftigte des Landesamtes mit dem so-
genannten „Goldenen Handschlag“ aus 
dem Dienst ausgeschieden. 43 
Beschäftigte haben im Jahr 2003 einen 
Antrag auf Bewilligung von 

ltersteilzeitarbeit gestellt. A 
 

Folgen des Anwendungs-
Tarifvertrags Land Berlin 
Neben den Stelleneinsparungen ging dem 
Landesamt im Jahr 2003 durch Abschluss 
des Anwendungs- Tarifvertrages Land 
Berlin am 01.08.2003 rechnerisch zusätz-
lich Arbeitskraft im Umfang von rund 54 
Stellen verloren. Denn mit dem Anwen-
dungs-Tarifvertrag wurde die wöchentliche 
Arbeitszeit im Angestelltenbereich um 8% 
(Vgr. X bis VIa), 10% (Vgr. Vc bis III) bzw. 
12% (Vgr. II b und höher) verkürzt. Um 
dennoch die Aufgaben in angemessener 
Quantität und Qualität bewältigen zu kön-
nen, war und ist das Landesamt durch 
Straffung von Arbeitsabläufen, Prozessop-
timierung, Abbau von Hierarchieebenen 
und weiterer Ausstattung mit Informations-
technik in einem laufenden Erneuerungs-
prozess im Sinne einer stetig lernenden 
Organisation. 
Um die Beschäftigten auf die Veränderun-
gen vorzubereiten, werden in verstärktem 
Maße interne und externe Fortbildungs-
veranstaltungen für alle Hierarchieebenen, 
zu allgemeinen Fragen und zu gezielten 
fachlichen Themen angeboten. 

Personalentwicklung 
Personalentwicklung hat die Aufgabe, Be-
schäftigte zu qualifizieren, zu fördern, zu 
motivieren und die bestmögliche Aufga-
benerfüllung zu gewährleisten. 
Mit der Einführung der Verwaltungsreform 
und Umsetzung der damit verbundenen 
Personalentwicklungsinstrumente wurde 
unmittelbar nach Gründung des LAGeSo 
im Jahr 1998 begonnen. Ein eigens hierzu 
eingerichtetes Reform-Realisierungsbüro 
sowie verschiedene Arbeitsgruppen, die  



sich bspw. mit den Themen Personal- und 
Qualitätsmanagement befassten, konnten 
bereits im Jahr 2000 und damit kurze Zeit 
nach Inkrafttreten des Verwaltungsreform-
Grundsätze-Gesetzes (VGG) auf erste 
Resultate zurückblicken. 
Im gleichen Jahr wurde auch die Arbeits-
gruppe Personalentwicklungsberatung 
gegründet, die heute den eingeschlagenen 
Weg fortsetzt, denn Personalentwicklung 
ist ein laufender Prozess, der kontinuier-
lich betrieben werden muss, der Ziele 
setzt und diese auch konsequent verfolgt. 
Die Arbeitsgruppe unterstützt die Füh-
rungskräfte bei der Wahrnehmung ihrer 
Personalmanagementaufgaben und initi-
ierte in den vergangenen fünf Jahren zahl-
reiche Fortbildungen, wie z. B. zum neuen 
Beurteilungswesen für Beamte, zur Ver-
besserung der Gesprächskultur oder zur 
Erweiterung der Führungskompetenzen. 
Ferner wurde unter Mitwirkung der Be-
schäftigten ein Leitbild für das Landesamt 
erarbeitet, das zusammen mit den Füh-
rungsleitlinien Handlungsgrundlage für die 
Mitarbeiter ist und zugleich die Unterneh-
menskultur beschreibt.  
Auf die Ergebnisse einer in 2000 durchge-
führten Mitarbeiterbefragung (MAB) auf-
bauend wurde in 2003 eine erneute MAB 
durchgeführt. Mit einer Beteiligung von 
über 56% lieferte diese erfreuliche Resul-
tate: 
��80% der befragten Mitarbeiter sind 

hoch bis sehr hoch motiviert 
��90% verstehen sich selbst bzw. neh-

men ihre Kollegen als Dienstleister für 
den Kunden wahr 

��96% sehen die Kundenzufriedenheit 
als ihr oberstes Ziel. 

Außerdem brachte die MAB eine durch-
gängige Zufriedenheit mit der ausgeübten 
Tätigkeit ebenso zum Ausdruck wie auch 
eine von gegenseitigem Respekt geprägte 
Zusammenarbeit und Gesprächskultur. 

Es kann daher ohne Übertrei-
bung von einem guten Betriebs-
klima in unserem Haus gespro-
chen werden. 

Daneben zeigten die Antworten zu den 
Fragestellungen der Vertrautheit mit bzw. 

dem Angebot und der Anwendung von 
Personalentwicklungsinstrumenten, dass 
der bisher eingeschlagene Weg der Per-
sonalentwicklung richtig ist. 
Gleiches gilt für die bereits 1998 einge-
führten Führungskräfte-Feedbacks, die im 
September 2001 neu konzipiert wurden. 
Alle Leitungskräfte haben mit hoher Ak-
zeptanz an diesen Befragungen teilge-
nommen, die erstmals neben dem von den 
Mitarbeitern erlebten auch das erwünschte 
Verhalten abbilden. 
In den Präsentationen der Ergebnisse der 
Feedbacks mit anschließender gemein-
samer Aussprache konnten Führungskräf-
te und Beschäftigte überwiegend positive 
Erkenntnisse gewinnen. 

 
          Mitarbeiter des LAGeSo am Gesundheitstag 
 
Ein weiteres Instrument der Personalent-
wicklung ist das Mitarbeiter-Vorgesetzten-
Gespräch (MAVOG). Zur effektiven Nut-
zung dieses für Führungskräfte verbindli-
chen Gesprächsangebots, dessen An-
nahme durch die Beschäftigten zwar frei-
willig, aber im Interesse einer Förderung 
der Gesprächskultur gewünscht ist, wur-
den die Mitarbeiter des Landesamtes flä-
chendeckend geschult. In 70% aller Fälle 
wurde MAVOG durchgeführt bzw. von den 
Vorgesetzten angeboten. 
Führungskräftezirkel (FKZ) als regelmäßi-
ges Treffen einer Gruppe von Führungs-
kräften dienen dem kollegialen Erfah-
rungsaustausch und sollen eine gegensei-
tige Unterstützung in problematisch erleb-
ten Führungssituationen bieten. Vor die-
sem Hintergrund haben sich 19 Führungs-
kräfte des LAGeSo in 4 FKZ zusammen-
geschlossen, um gemeinsam über positiv 
und/ oder negativ Erlebtes nachzudenken 



und ggf. Änderungen im eigenen Füh-
rungsverhalten herbeizuführen. 

Gesundheitsmanagement als 
Baustein der Verwaltungsre-
form 
Der Aufbau eines Gesundheitsmanage-
ments im Landesamt erfolgte auf der 
Grundlage der Verwaltungsreform- und 
Beschäftigungssicherungsvereinbarung 
bereits im Jahre 2000, in dem sich auch 
die „Arbeitsgruppe Gesundheitsmanage-
ment“ des Landesamtes konstituierte. 
Seitdem werden in regelmäßig stattfin-
denden Sitzungen Aktivitäten im Rahmen 
des örtlichen Gesundheitsmanagements 
initiiert. Unterstützend wurde im Mai 2002  
ein eigenes Aufgabengebiet zum Arbeits- 
und Gesundheitsschutz eingerichtet sowie 
eine gemeinsame Schulung zum Gesund-
heitsmanagement für die Behörden- und 
Abteilungsleitungen und die Beschäftig-
tenvertretungen durchgeführt, um einen 
entsprechenden Zeit- und Maßnahmen-
plan zu erstellen.  

 
      Gesundheitsberatung der Mitarbeiter im LAGeSo 

 
Neben der Entwicklung und Installation 
einer umfänglichen Datenbank zur Kran-
kenstandsanalyse haben die im Rahmen 
des Gesundheitsmanagements eingebun-
denen Akteure inzwischen zahlreiche An-
gebote – zum Teil kostenfrei, zum Teil zu 
günstigen Konditionen - für die Beschäftig-
ten ermöglicht: Bewegungskurse in einem 
eigens eingerichteten Gesundheitsraum, 
mobile Massagen an den jeweiligen 
Standorten, Beteiligung am jährlich statt-
findenden Firmenlauf, Nutzung von Sport-

geräten im Gesundheitsraum, Möglichkeit 
zur Teilnahme an Raucherentwöhnungs-
kursen u.v.m.  Des Weiteren wurde im 
Berichtsjahr 2003 eine Dienstvereinbarung 
zum Nichtraucherschutz mit dem Perso-
nalrat abgeschlossen. 
Das Landesamt erhofft sich von diesen 
Angeboten mittel- bis langfristig eine noch 
höhere Mitarbeiterzufriedenheit und eine 
nachhaltige Senkung des Krankenstan-
des. 

Sozialbeauftragter des Lan-
desamtes 
Nach langjähriger Tätigkeit hatte der Ar-
beitskreis Suchtkrankenhilfe im Lan-
desamt seine Arbeit beendet. Zur Intensi-
vierung und dauerhaften Verankerung der 
Suchtprävention als einem wesentlichen 
Teil des Gesundheitsmanagements hat 
das Landesamt daraufhin im Mai 2003 
einen zum Suchtkrankenhelfer ausgebilde-
ten Sozialbeauftragten bestellt, der zur 
Hälfte seiner Arbeitszeit von seinen sons-
tigen Dienstaufgaben befreit wurde. Der 
Sozialbeauftragte steht allen Führungs-
kräften und Beschäftigten für Beratungs-
gespräche zur Verfügung. Er begleitet und 
unterstützt konkrete Einzelangelegenhei-
ten, führt Fortbildungsveranstaltungen 
zum Thema Sucht durch und ist Mitglied 
der Arbeitsgruppe Gesundheitsmanage-
ment. Ferner ist der Sozialbeauftragte im 
Vorfeld von dienst- bzw. arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen zu beteiligen. 
Bereits die bislang gewonnenen Erfahrun-
gen bestätigen, dass das Landesamt mit 
der Bestellung eines „hauptamtlichen“ 
Sozialbeauftragten den richtigen Weg ein-
geschlagen hat. 

Internes Ideenmanagement 
Das interne Ideenmanagement bietet je-
dem Mitarbeiter die Chance, Verbesse-
rungsvorschläge einzubringen, sowohl 
was Dienstleistungen hinsichtlich Kosten 
und Qualität anbelangt, als auch die zwi-
schenmenschlichen Beziehungen. Ziel ist 
es, dass sich die Mitarbeiter mehr mit ihrer 
Arbeit und dem Landesamt identifizieren. 
Sie erfahren positive Wertschätzung und 
gleichzeitig werden durch ihre Verbesse-
rungsideen Störquellen, Ärgernisse, Kon-



flikte, Doppelarbeit oder Unfallgefahren 
am Arbeitsplatz abgebaut. Das Ideenma-
nagement ist damit zu einem wichtigen 
Instrument der Behördenleitung geworden. 
Im Jahre 2002 wurde das ein wenig in 
Vergessenheit geratene  Ideenmanage-
ment im Landesamt neu belebt und Ver-
fahrensabläufe, Bewertungskriterien und 
die Art der Würdigung (Prämie) festge-
schrieben. Insgesamt wurden seitdem 24 
Verbesserungsvorschläge von Mitarbei-
tern eingereicht, wovon 19 (knapp 80%) 
als solche anerkannt und davon wiederum 
9 auch prämiert wurden, überwiegend in 
Form von Freizeitausgleich. 
Die Vorschläge betrafen die Bereiche Or-
ganisation, Vordruckwesen/ Bescheide, 
fachspezifisches Arbeitsverfahren, IT-
Anwendung, Telekommunikation und 
Sachmitteleinsatz. Aber auch unkonventi-
onelle Vorschläge wurden eingebracht, 
wie z.B. die Anschaffung eines Dienstfahr-
rades, wodurch nicht nur Fahrtkosten bei 
Dienstgängen zwischen den einzelnen 
Standorten des Landesamtes eingespart 
werden können, sondern auch ein kleiner 
Beitrag zum Gesundheitsmanagement 
erbracht wird.  
Insgesamt konnte die Vorschlagsquote 
von 0,34 pro 100 Mitarbeiter im Jahre 
2000 auf 1,47 im Jahre 2002 gesteigert 
werden, wobei in 2003 wiederum ein leich-
ter Rückgang zu verzeichnen war. Dieses 
Ergebnis wird durchaus ernst genommen 
und mit neuen Ideen soll versucht werden, 
die Initiative der Mitarbeiter zu aktivieren. 
Das Ideenmanagement lebt leider nicht 
von allein. Es braucht Impulse durch Wer-
bung und muss ein fester Bestandteil der 
Informationspolitik im LAGeSo werden. 
So wird künftig angestrebt, mit  kontinuier-
lichen Informationen über Sinn und Zweck 
des Ideenmanagements, über gute Er-
gebnisse sowie über ungelöste Probleme 
Verständnis für die Bedeutung des Ideen-
managements bei den Mitarbeitern zu 
wecken und zum Mitmachen anzuregen. 

Informationstechnik 
Für die Mitarbeiter des Landesamtes ist 
die sichere und stabile Verfügbarkeit der 
Informationstechnik eine Selbstverständ-
lichkeit und Voraussetzung für die effekti-

ve Arbeit. Es existieren mittlerweile 33 IT-
Fachverfahren, die sowohl die Mitarbeiter 
bei der Bearbeitung unterstützten, als 
auch zu einer schnelleren und bürger-
freundlichen Aufgabenerledigung beitra-
gen. 
Auch die Möglichkeit, Dokumente gemein-
sam zu bearbeiten, E-Mails zu versenden 
und zu erhalten sowie Informationen auf 
elektronischem Wege über das Internet zu 
erhalten oder zu verteilen, sind für die 
Aufgabenerfüllung mittlerweile unverzicht-
bar. Tätigkeitsschwerpunkte des Service-
bereiches IT im Berichtsjahr waren inso-
fern neben einer technischen Begleitung 
der Weiterentwicklung und Einführung 
neuer Fachverfahren auch die ständige 
Sicherstellung der Verfügbarkeit.  
Hierzu gehörte auch die Konsolidierung 
der Serverlandschaft. Es galt, das Kunst-
stück zu schaffen, mit der gleichen Anzahl 
an Servern auszukommen, obwohl die 
Zahl von Anwendern und Fachanwendun-
gen beständig wuchs. Dies konnte durch 
eine gleichmäßigere Verteilung der Lasten 
erreicht werden. 
Der sich am Lebenslagenprinzip orientie-
render Internetauftritt des LAGeSo bietet 
nicht nur aktuelle Informationen und Kon-
taktdaten, sondern auch Formulare und 
Anträge "online". Aus der Aufgabenstel-
lung des Landesamtes heraus liegt ein 
besonderer Augenmerk auf dem Dienst-
leistungsangebot für behinderte Men-
schen. Die im Berichtsjahr 2003 begonne-
ne "barrierefreie Gestaltung" des Internet-
auftritts steht unmittelbar vor dem erfolg-
reichen Abschluss. 
Mit dem Mitarbeiterportal „LAGeSoNet“ 
wurde eine interne Kommunikations- und 
Informationsplattform geschaffen, die die 
Zusammenarbeit zwischen den einzelnen 
Bereichen erleichtert, aktuelle Informatio-
nen liefert oder die Mitarbeiter mit Rechts-
quellen für ihre tägliche Arbeit versorgt. 
Informationen können so mit geringerem 
Aufwand einheitlich und deutlich schneller 
verarbeitet bzw. aktualisiert werden. In-
formationsverluste durch wiederholte Wei-
tergabe („stille Post“) werden ausge-
schlossen und die Mitarbeiter sind stets 
über Planungen, Themen und Probleme 
des Landesamtes informiert. 



Viele ehemals papiergebundene interne 
Verwaltungsvorgänge konnten durch vom 
IT-Bereich entwickelte elektronische Lö-
sungen ersetzt werden. So können z.B. 
Materialbestellungen für die Büroausstat-
tung und Raumreservierungen über das 
LAGeSoNet effizient und papierlos abge-
wickelt werden. Das Telefon- und Raum-
verzeichnis steht allen Beschäftigten „onli-
ne“ tagesaktuell zur Verfügung. 
 
 

Kostenrechnung 
im LAGeSo 
Zu den Zielen des Mitte der 90’er Jahre 
gestarteten Reformprojekts Neues Berliner 
Verwaltungsmanagement gehört u.a. die 
Einführung 

• einer Kosten- und Leistungsrechnung 
auf Produktbasis 

• einer Steuerung über Zielvereinbarun-
gen 

• von Controlling und Berichtswesen. 
Welche Wegstrecke das LAGeSo in der 
Verfolgung dieser Ziele seither zurückge-
legt hat, wird im Folgenden berichtet. 
 

Die Aufbauphase 
Nachdem zu Beginn die verschiedenen 
Reformelemente zunächst in den Bezirks-
verwaltungen und in ausgesuchten Se-
natsverwaltungen erprobt wurden, begann 
in 1998 auch die Einbeziehung der übri-
gen Verwaltungen. Entsprechend dem 
Berliner Konzept der Kostenrechnung ging 
es im LAGeSo zunächst darum, mit exter-
ner Unterstützung einen Kostenträger- 
(Produkt)katalog für das gesamte Amt zu 
entwickeln. Zu diesem Zweck wurden die 
konkreten Tätigkeiten der jeweiligen Ar-
beitsaufgaben identifiziert und zu Leistun-
gen; diese Leistungen dann wiederum zu 
Produkten (verstanden als in sich abge-
schlossene Arbeitsergebnisse, welche die 
Kostenstelle verlassen) zusammenge-
fasst. 

Nachdem dann im Jahr 2000 auf der Basis 
des so entwickelten Produktkataloges und 
der parallel konzipierten Kostenstellen-
gliederung des Amtes flächendeckend die 
Mitarbeiter damit begannen, ihre Arbeits-
zeit auf Produkte zu buchen und die Men-
ge der erstellten Produkte zu erfassen, 
sollte sich allerdings alsbald zeigen, dass 
hinsichtlich der grundlegenden Ziele der 
KLR 

• Schaffung von Kostentransparenz 
(Abbildung von Kosten und Erträgen) 

• Outputorientierung (Entscheidungs-
grundlage für Aufgabenkritik) 

• Vollständige Ressourcenerfassung 

• Aufgabenstrukturierung (Einbindung 
der produktorientierten Darstellung in 
fachliche Zielsystematiken) und 

• Schaffung der Grundlagen für bench-
marks 

dieser Produktzuschnitt hinsichtlich seiner 
Finanz- und Steuerungsrelevanz nicht 
zielführend ausfiel. In der Konsequenz 
wurde in einem oft mühsamen und nicht 
selten kontroversem Prozess der Produkt-
katalog von der Startversion mit über 500 
Produkten auf derzeit knapp 100 Produkte 
reduziert. 
Da zeitgleich mit diesen Entwicklungs-
schritten der Aufbau einer Anlagenbuch-
haltung des LAGeSo einherging sowie 
(über die sogenannte Zusatzkontierung) 
die Überleitung der kameral gebuchten 
Ein- und Ausgaben in die Kostenrechnung 
eingeführt wurde, konnte dann das Jahr 
2002 als Basisjahr einer vollständigen 
Kostenrechnung des LAGeSo bestimmt 
werden. 
 

Status der Kostenrechnung 
Nachdem für das Jahr 2002 erstmalig ein 
vollständiger Jahresabschluss in der Kos-
tenrechnung erfolgte, liegt nunmehr für 
das Jahr 2003 ein zweiter Jahresab-
schluss vor. Im Blick auf die Eingangs 
beschriebenen Ziele des Gesamtvorhaben 
Verwaltungsreform ist damit ein Status 
erreicht, der es erlaubt, Daten der Kosten-
rechnung mehr und mehr für Zwecke des 
Controlling, der Steuerung über Zielver-



einbarungen und damit verbunden des 
Berichtswesens einzusetzen. Beispiels-
weise können jetzt jahresbezogene 
und/oder unterjährige Ist/ Ist-Vergleiche 
der Kostenentwicklung auf der Basis von 
Produktmengen und Produktpreisen he-
rangezogen werden, um Handlungsbedar-
fe zu identifizieren. 
Des Weiteren lassen sich im Rahmen ab-
geschlossener Zielvereinbarungen die 
Produktmengenprognosen durch korres-
pondierende Sollpreise ergänzen sowie im 
Rahmen des Berichtswesens durch Soll/ 
Ist-Vergleiche Abweichungsanalysen 
durchführen und gegebenenfalls steuern-
de Maßnahmen einleiten. 
Da es zudem Arbeitsbereiche des Lan-
desamtes gibt, deren Produkterstellung 
mit der Erhebung von Gebühren verbun-
den ist, sind kontinuierlich erhobene Daten 
der Kostenrechnung einerseits dazu ge-
eignet, eine Kalkulationsbasis für die Fest-
setzung dieser Gebühren verfügbar zu 
machen und andererseits ein Instrument, 
den Kostendeckungsgrad festgesetzter 
Gebühren fortlaufend zu beobachten. 
Schritt für Schritt soll die Kostenrechnung 
damit zu einem Informationssystem aus-
gebaut werden, welches die den Füh-
rungskräften traditionell verfügbaren In-
formationssysteme des Haushaltes und 
der Personalwirtschaft sowie spezifischer 
Fachsysteme ergänzt. 
Dabei soll allerdings nicht verschwiegen 
werden, dass in der alltäglichen Praxis 
weniger der Anspruch auf Vollständigkeit 
der KLR-Daten Schwierigkeiten bereitet, 
als vielmehr die Sicherung der 
Datenvalidität. Angesichts des hohen 
Buchungsaufkommens im LAGeSo 
(Personalkostenerfassung, 
Verrechnungen, Kamerale Mittel-
bewirtschaftung) ist die verursachungs- 
und periodengerechte Zuordnung der Kos-
en permanent zu beobachten. t 

 
 
 

Entwicklungsperspektiven 
Für den weiteren Ausbau der Kosten- und 
Leistungsrechnung im LAGeSo sind zwei 
Stränge zukünftig in den Vordergrund zu 
stellen: 
1. Kostenvergleiche/ Benchmarking 
Aufgrund der Spezifik seiner Fachaufga-
ben werden die Produkte des Landesam-
tes –hiervon ausgenommen sind die Pro-
dukte des klassischen Querschnittsbe-
reichs- im Land Berlin ausschließlich von 
diesem erstellt und sind deshalb als soge-
nannte Unikate auf Landesebene nicht mit 
den Produkten anderer Verwaltungen ver-
gleichbar. Um die Wirtschaftlichkeit der 
eigenen Dienstleistungsproduktion beurtei-
len zu können, wird es folglich für die Zu-
kunft immer notwendiger, die bereits an-
gesprochenen Zeitreihenvergleiche durch 
Vergleiche mit den gleichartigen Aufgaben 
der entsprechenden Behörden anderer 
Bundesländer zu ergänzen. Ziel hierbei ist, 
in einem solchen ’Benchmarking’ Kenn-
zahlen zu entwickeln, die sich sowohl da-
zu eignen, die eigene Position zu bestim-
men, als auch hinreichend belastbar sind, 
um Führungsentscheidungen darauf zu 
stützen. 
Im Berichtsjahr hat das LAGeSo den Ver-
sorgungsverwaltungen der anderen Bun-
desländer hierzu einen ersten Vorschlag 
unterbreitet. Gegenwärtig wird in Zusam-
menarbeit mit der KGSt (Kommunale Ge-
meinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfa-
chung) ein konkreter Projektvorschlag für 
einen Vergleich im Arbeitsgebiet des So-
zialen Entschädigungsrechtes ausgearbei-
tet. Dass aufgrund unterschiedlicher Ent-
wicklungstände der Kostenrechnung in 
den einzelnen Bundesländern und ihrer 
unterschiedlichen Strukturen ein solcher 
Vergleich einer intensiven gemeinsamen 
Vorbereitung bedarf, um denn nicht im 
berühmten Vergleich von Äpfeln und Bir-
nen zu enden, ist sicherlich eine große 
Anstrengung erforderlich, dürfte gleich-
wohl eine lösbare Aufgabe darstellen. 
Unter dem Gesichtspunkt von Verglei-
chen, aber auch der Ziel- und Wirkungs-
orientierung des Verwaltungshandelns ist 
eine zweite Perspektive von ebenso gro-
ßer Bedeutung: 
 



2. Ausbau der Leistungsrechnung 
Gemeint ist hier, dass die Ausgestaltung 
der Kosten- und Leistungsrechnung unter 
dem Gesichtspunkt der Anforderungen an 
ein wirksames Controlling, soll denn mehr 
als Ausbringungsmengen und Preise er-
fasst werden, einer intensiven Verknüp-
fung mit Qualitätsindikatoren und fachli-
chen Leistungsdaten bedarf.  
Erste Schritte in diese Richtung wurden 
bereits bei der Entwicklung des Produktka-
taloges durch die Definition von Qualitäts-
indikatoren für alle Produkte unternom-
men. Gleichwohl bleibt bei gegebenem 
Stand in vielen Arbeitsgebieten die Opera-
tionalisierung dieser Indikatoren eine 
schwierige Herausforderung. 
 

Fazit 
Am Anfang dieser Darstellung stand der 
Hinweis, dass der Aufbau einer Kosten- 
und Leistungsrechnung zu den Projektzie-
len gehörte , die Mitte der 90’er Jahre for-
muliert wurden. Zwar ist im Rückblick zu  
erkennen, dass die Komplexität der Auf-
gabe, verbunden mit vielfältigen prakti-
schen Restriktionen (Ressourcenausstat-
tung / Softwareentwicklung / Netzausbau / 
Schulungsbedarf) wie bei vielen Projekten 
erheblich unterschätzt wurde, doch lässt 
sich im Blick auf die kommenden Jahre 
festhalten: 
Das Ergebnis der Kostenrechnung 2003 
stellt gegenüber dem Jahr 2002 eine deut-
liche Verbesserung der Datenvalidität dar. 
Stand im Jahr zuvor noch die Vervollstän-
digung der Kostenrechnung im Vorder-
grund der Anstrengungen, war in 2003 die 
Richtigkeit und Gültigkeit der Buchungsda-
ten das Zielkriterium. Nicht zuletzt eine 
nochmalige Straffung des Produktkatalo-
ges in einigen Bereichen wirkte sich hier-
bei positiv aus. 
Damit einher geht die Erwartung und In-
tention, dass Steuerungspotential der Kos-
tenrechnung in Zukunft weiter auszubauen 
und sie hierbei insbesondere für die Quan-
tifizierung von Zielen im Rahmen des Ab-
schlusses von Zielvereinbarungen und 
deren Controlling zu nutzen. 

Solche Zielvereinbarungen werden im Amt 
bereits seit dem Jahr 2000 zwischen dem 
Präsidenten und den Leitern der Fachab-
teilungen geschlossen; sie bilden zugleich 
die Basis für die ebenfalls jährlich zwi-
schen der Politischen Leitung der Senats-
verwaltung für Gesundheit, Soziales und 
Verbraucherschutz und dem Präsidenten 
des LAGeSo abgeschlossenen Zielverein-
barung. 
Je besser es gelingt, die Elemente Kos-
tenrechnung, Zielvereinbarungen sowie 
Controlling und Berichtswesen in einem 
“stabilen Regelkreis“ miteinander zu ver-
knüpfen, desto mehr werden Zielvereinba-
rungen zu substantiellen Steuerungsele-
menten einer reformierten Verwaltung. 



Deutsche Dienststelle für 
die Benachrichtigung der 
nächsten Angehörigen von 
Gefallenen der ehemaligen 
deutschen Wehrmacht 
(WASt) 
 
Die Deutsche Dienststelle (WASt) wird 
nach einer Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Land Berlin seit dem 9. Januar 
1951 als eine Behörde des Landes Berlin 
geführt und ist dem Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales zugeordnet. Da die 
Dienststelle ausschließlich Bundesaufga-
ben erfüllt, werden ihre Haushaltsmittel in 
voller Höhe vom Bund erstattet. 
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Die WASt wird wegen ihres einmaligen 
Materials (etwa 3.550 t Akten- und Kartei-
material), welches mit dem Dienst in der 
Wehrmacht und dessen Folgen zusam-
menhängen, von Privatpersonen und Be-
hörden des In- und Auslandes für 
Auskünfte in Anspruch genommen.  
Sie hat auf der Grundlage einer Reihe von 
gesetzlichen Vorschriften des Personen-
standswesens sowie der zahlreichen 
Kriegsfolgegesetze vielseitige Aufgaben 
zu erfüllen. Dazu gehören u.a. die Ausstel-
lung der Kriegssterbefallanzeigen an die 
zuständigen Standesämter, die Bearbei-
tung der Anfragen von Amtsgerichten zu 
Todeserklärungsverfahren, die Feststel-
lung der Personalien von unbekannten 
Toten durch Entschlüsselung der aufge-
fundenen Erkennungsmarken und damit 
die Klärung der Schicksale von Vermiss-
ten, der Nachweise der Gräber von 
Wehrmachtsangehörigen, die Fertigung 

von Grabbelegungslisten und gutachterli-
chen Äußerungen zu Ausbettungen und 
Identifizierungen namentlich unbekannter 
Toter. Weiterhin werden Auskünfte und 
Bescheinigungen für Renten-, Nachversi-
cherungs- und Versicherungszwecke ge-
fertigt.  
Der Posteingang der Dienststelle betrug 
im Berichtsjahr 2003  63.892  Anträge, der 
Postausgang belief sich auf 66.516 Briefe. 
Hierfür wurden insgesamt 388.766  Bear-
beitungsfälle/ Personenüberprüfungen 
erledigt. 
Berichte in Presse und Fernsehen sorgen 
auch heute noch für Anfragen von Perso-
nen, die nach vermissten Angehörigen 
suchen. Ein ZDF-Film „Die letzte Hoff-
nung“, der im Juni 2003 ausgestrahlt wur-
de, brachte der Dienststelle allein bis Ende 
des Jahres über 500 Anfragen nach ver-
missten ehemaligen deutschen Soldaten. 
Schließlich gelten noch mehr als 1,2 Mio. 
ehemalige Wehrmachtangehörige als ver-
misst. 
Für die laufende Entschädigung ehemali-
ger polnischer Zwangsarbeiter sind die 
hiesigen Unterlagen als Beweisgrundlage 
ebenfalls unverzichtbar. Die WASt erhält 
in diesen Fällen die entsprechenden An-
fragen über die Partnerorganisationen der 
jeweiligen Länder ausschließlich über das 
Internet. Im Berichtszeitraum 2003 wurden 
mehr als 12.000 Anfragen bearbeitet. 
Besonders hervorzuheben sind die Aktivi-
täten der italienischen Staatsanwaltschaft, 
die seit 2003 verstärkt bemüht ist, natio-
nalsozialistische Gewaltverbrechen aus 
den Jahren 1943/44 aufzuklären. Persön-
liche Recherchen von italienischen und 
deutschen Staatsanwälten in der Dienst-
stelle, bei denen mehr als 1.500 Personal-
unterlagen überprüft wurden, zeigen dies 
deutlich. Insgesamt wurden 10.256 Aus-
künfte zum Thema NS-Gewaltverfahren 
erteilt. 



Stiftung Invalidenhaus 
Berlin 
Die von Friedrich dem Großen im Jahre 
1748 gegründete Stiftung Invalidenhaus 
Berlin wird heute vom Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales verwaltet. Vorstand 
und gesetzlicher Vertreter dieser rechtsfä-
higen Stiftung des öffentlichen Rechts ist 
der Präsident des Landesamtes für Ge-
sundheit und Soziales. Seit 1999 ist die 
Bewirtschaftung und Verwaltung des be-
weglichen und unbeweglichen Stiftungs-
vermögen einem Geschäftsbesorger über-
tragen worden. 
Aufgabe der Stiftung ist es, Wohnraum an 
rentenberechtigte Kriegsbeschädigte oder 
subsidiär an Schwerbehinderte zu verge-
ben. Die Wohnsiedlung in Berlin - Frohnau 
besteht aus 51 Häusern mit 180 Wohnun-
gen in 49 Mehrfamilienhäusern, einem 
Gemeinschaftshaus, einer Versehrten-
sporthalle und Nebengebäuden (Werkstatt 
und Garagen). 
Mit Zuwendungen des Landes Berlin und 
der Stiftung Deutsche Klassenlotterie Ber-
lin sowie mit stiftungseigenen Mitteln 
konnten bisher 21 Häuser und 75 Woh-
nungen durch umfangreiche Modernisie-
rungs- und Erneuerungsmaßnahmen 
weitgehend dem Standard des sozialen 
Wohnungsbaus angepasst werden. Auf-
grund der angespannten Haushaltssituati-
on konnten der Stiftung für weitere geplan-
te Maßnahmen keine Finanzierungsmittel 
mehr zur Verfügung gestellt werden. 
Die Wohnungen in den restlichen noch 
instandzusetzenden 28 Häusern können 
nur nach und nach bei Freizug instandge-
setzt und modernisiert werden. Hierbei 
handelt es sich im wesentlichen um E-
lektro- und Sanitärinstallationen sowie 
Fliesenarbeiten in Küchen und Bädern. In 
den Jahren 2002 und 2003 wurden in die-
sen Häusern bereits alle Einzelölöfen ent-
fernt und durch Gasetagenheizungsanla-
gen ersetzt. 



Versorgungsamt Berlin 
Das Versorgungsamt im Landesamt für 
Gesundheit und Soziales hat die sozialpo-
litische Aufgabe, die Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen am gesellschaft-
lichen Leben gemäß Sozialgesetzbuch IX 
(SGB IX) sowie Leistungen nach dem so-
zialen Entschädigungsrecht umzusetzen. 
Im Berichtsjahr 2003 waren folgende 
Schwerpunkte zu hervorzuheben: 

• Einführung der Software PROSID zur 
Berechnung und Zahlbarmachung von 
Leistungen nach dem Bundesversor-
gungsgesetz (BVG) einschl. der Ne-
bengesetze in Verbindung mit dem 
Großrechnerverfahren IDV-KOV Nie-
dersachsen 

• Beschaffung der Software OBIS zur 
Unterstützung der Sachbearbeitung in 
der Orthopädischen Versorgungsstelle 

• Start eines Projektes zur künftigen 
Struktur des Ärztlichen Dienstes 

• Projekt Reorganisation des Referates 
Schwerbehindertenrecht 

• Einführung der Elektronischen Kartei-
karte im Versorgungsarchiv 

• Flächendeckende Schulungen der 
Sachbearbeiter des Referates 
Schwerbehindertenrecht zu den The-
men „Kundenorientierung“, „Interkultu-
relle Kompetenz“ und „Verständliche 
Formulierung in Wort und Schrift“ 

• Entwicklung eines Beschwerdemana-
gements zur Verbesserung der Kun-
denorientierung 

 

Bürgerbüro/ Versicherungsamt 
Die Beratung und Information behinderter 
Menschen zu ihren Rechten ist unver-
zichtbarer Bestandteil der Sicherung Ihrer 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 
Das Bürgerbüro ist Anlaufstelle für alle 
Bürger, die Fragen rund um das Schwer-
behindertenrecht haben oder Hilfe beim 
Ausfüllen der Anträge benötigen. 
 

Folgende Ziele sollen sichergestellt wer-
den: 
��bessere Erreichbarkeit für den Bürger 
��bessere Beratung der Bürger 
��Entlastung der Sachbearbeitung  
Auch im Jahre 2003 war das Bürgerbüro 
eine feste Anlaufstelle für die Bürger Ber-
lins. 
 

Insgesamt haben 14.233 Bürger 
Rat, Auskunft und Hilfe erhalten. 

 
Seit 2004 trägt das Bürgerbüro den Na-
men: 

Info & Service Center  
im LAGeSo Berlin 

 
Beratung in den Räumen des Info & Service Centers 

 
Ferner ist beim Info & Service Center das 
Versicherungsamt angesiedelt. Hier be-
kommen die Bürger Auskünfte in allen 
Angelegenheiten der Sozialversicherung 
(§ 93 SGB IV). Im Berichtsjahr wurde bei 
1.704 Anträgen auf Leistungen aus der 
Sozialversicherung beraten, beim Ausfül-
len der Formulare geholfen und die Wei-
terleitung an die Rentenversicherungsträ-
ger übernommen. Ein weiterer Schwer-
punkt der Arbeit ist die Unterstützung der 
Rentenversicherungsträger bei der Durch-
führung der Abkommen über die Soziale 
Sicherheit für ausländische Bürger, die in 
unserer Stadt leben.  
 
 



Beschwerdemanagement 
Der Senat von Berlin hat die Orientierung 
der Verwaltung an den berechtigten Inte-
ressen der Bürger an qualitativ hochwerti-
gen Dienstleistungen bekräftigt und als 
Maßnahme zur Verwaltungsmodernisie-
rung den Ausbau der Bürgerdienste be-
schlossen. Zum Reformansatz der Kun-
denorientierung und -zufriedenheit gehört 
deshalb auch ein Beschwerdemanage-
ment. Das Landesamt hat im Jahre 2003 
ein Konzept für ein Beschwerdemanage-
ment zur Verbesserung des Erschei-
nungsbildes erarbeitet. Es soll bei den 
Antragstellern und Institutionen positive 
Einstellungen zur Arbeit der Verwaltung 
fördern und die Verwaltungstätigkeit 
professionell begleiten. Das Info & Service 
Center ist die zentrale Stelle für die Bear-
beitung von Beschwerden. 
Die Ziele des Beschwerdemanagements 
sind: 
��Beschwerdeursachen erfassen und 

nachzugehen 
��aus aufgezeigten Leistungsdefiziten zu 

lernen 
��unzufriedene Kunden wieder zufriede-

nen zu machen 
Die Bearbeitung von Beschwerden im Info 
& Service Center erfolgt in enger Zusam-
menarbeit mit den Fachreferaten. Die Mit-
arbeiter und Führungskräfte sind dabei 
aufgefordert, Beschwerdeursachen kon-
sequent aufzuklären und erkannte 
Schwachstellen abzubauen. 
 

Unser Motto: 
Wir für Sie – Ihr Info & Service 

Center im LAGeSo Berlin 
Im Internet 24 h für Sie da! 

 
 

Soziales Entschädigungsrecht 
(SER) 
Die Anzahl der Bestandsfälle bei den 
Kriegsopfern war auch im Jahr 2003 wei-
ter rückläufig. Dieser Rückgang wird nicht 
durch das Anwachsen der Zahlen der 
Leistungsempfänger nach anderen Geset-
zen des BVG, hier insbesondere nach 
dem Opferentschädigungsgesetz, ausge-
glichen. 
Die folgende Grafik verdeutlicht diese Ent-
wicklung: 

Entwicklung der Bestandsfälle im SER
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Der Rückgang bei den Leistungsempfän-
gern führte jedoch nicht im gleichen Maße 
zu einer Verringerung des Arbeitsumfan-
ges. Die Ursachen dafür liegen in neuen 
gesetzlichen Regelungen. Ein Beispiel ist 
der teilweise Wegfall des Sterbegeldes 
aus der gesetzlichen Krankenversicherung 
ab 2003. Aufgrund der Anrechnungsvor-
schriften stellte ein weit höherer Kreis von 
Anspruchsberechtigten einen Antrag auf 
Bestattungsgeld nach dem BVG. Damit 
wurde auch der Finanzbedarf ausgeweitet. 
 
 

Opferentschädigungsgesetz (OEG) 
Nach dem OEG werden Personen, die 
infolge von Gewalttaten, wie Körperverlet-
zung, Raub, Vergewaltigung oder sexuel-
len Missbrauch im Kindesalter gesundheit-
liche Schädigungen erlitten haben sowie 
Hinterbliebene von Tötungsdelikten ent-
schädigt.  
In den letzten Jahren wurde durch verän-
derte Rechtssprechung der Kreis der An-
spruchsberechtigten nach dem OEG er-
weitert. So können unter bestimmten Vor-
aussetzungen auch Personen, die auf-



grund einer Gewalttat einen sogenannten 
Schockschaden erlitten haben, Leistungen 
nach diesem Gesetz erhalten. Gleiches 
trifft für Kinder zu, die infolge extremer, 
böswilliger Vernachlässigung schwere 
gesundheitliche Schäden erlitten haben. In 
diesem Bereich (einschließlich in Fällen 
des sexuellen Missbrauchs von Kindern) 
ist im Jahr 2003 eine zunehmende Sensi-
bilisierung der Jugendämter zu beobach-
ten. 
Erstmalig wurde im Jahr 2003 von einer 
ehemaligen Leistungssportlerin ein Antrag 
nach dem OEG gestellt. Sie geht davon 
aus, in der Zeit von 1974 – 1977 als da-
mals Minderjährige in der DDR durch die 
Verabreichung von Dopingsubstanzen 
erheblich gesundheitlich geschädigt wor-
den zu sein. Die Frage, ob es sich bei der 
Vergabe von Dopingsubstanzen an Min-
derjährige ohne deren Wissen um einen 
tätlichen Angriff im Sinne des § 1 OEG 
handelt, ist nicht ganz unproblematisch. 
Außerdem ist zu beachten, dass der Per-
sonenkreis anerkannter Dopingopfer Leis-
tungen aus einem Sonderfonds nach dem 
Antidoping-Hilfegesetz erhält. Eine Ent-
scheidung hierüber konnte wegen der 
noch nicht abgeschlossenen Ermittlungen 
bisher nicht getroffen werden. 
Auch bei anderen Opfergruppen wie bspw. 
Terroropfer und Opfer rechtsextremisti-
scher Straftaten darf in der praktischen 
Arbeit nicht außer acht gelassen werden, 
dass möglicherweise Ansprüche auf Här-
teleistungen aus Sonderfonds des Gene-
ralbundesanwalts bestehen. Trotz oft län-
gerer Bearbeitungszeiten sind die Mitar-
beiter des Landesamtes bemüht, gerade 
bei sehr schweren Gewalttaten schnell zu 
reagieren. 

Beispielhaft sei hier der Fall von 
Thiemo K. aus dem Jahr 2003 
erwähnt. Er wurde vom Täter vor 
eine einfahrende U-Bahn gesto-
ßen, verlor dadurch beide Unter-
schenkel und erlitt weitere 
schwere Verletzungen. Innerhalb 
von einem Monat wurden ihm 
durch das Versorgungsamt im 
Wege eines Vorbehaltsbeschei-
des Rentenleistungen nach dem 
OEG bewilligt. 

 

Die Zahl der Erstanträge nach dem Opfer-
entschädigungsgesetz war im Jahr 2003 
nahezu identisch mit den beiden Vorjah-
ren. 

Im Berichtsjahr 2003 wurden 
insgesamt 1.623 Erstanträge 
nach dem OEG gestellt. 

Zusammen mit noch zu erledigenden An-
trägen aus dem Vorjahr konnten 2003 
insgesamt 1.628 Anträge erledigt werden. 
Davon 

• 117 Rentenbewilligungen (Beschädig-
te und Hinterbliebene) 

• 271 Anerkennungen von Schädigungs-
folgen bei einer Minderung der Er-
werbsfähigkeit (MdE) unter 25 v. H. 

• 147 Anerkennungen ohne Schädi-
gungsfolgen (nur Heilbehandlung)  

• 1.093 Ablehnungen und sonstige Erle-
digungen  

 

Insgesamt wurden im Berichts-
jahr Leistungen in Höhe von rund 
8,6 Mio. € verausgabt.

 
Erledigungen im OEG – 2003 gesamt: 1.628 

Ablehnung/Son-
stiges
67%

Rentenbewil-
ligung

7%
Schädigung Mde 

unter 25 v.H.
17%

Heilbehandlung
9%

 
Während 1996, 20 Jahre nach Inkrafttre-
ten des Gesetzes, 520 Versorgungsbe-
rechtigte einen Anspruch auf laufende 
Leistung nach dem OEG hatten, verdop-
pelte sich deren Zahl innerhalb von 7 Jah-
ren bis zum 31.12.2003 auf 1.074 An-
spruchsberechtigte. 

Arbeit der Betreuungsgruppe 
Seit dem Jahr 2000 gibt es im LAGeSo für 
den Bereich des Sozialen Entschädi-
gungsrechts eine Betreuungsgruppe mit 



dem Schwerpunkt OEG. Die Aufgaben der 
Betreuungsgruppe reichen von der im Be-
darfsfall intensiven persönlichen Beratung 
von Antragstellern bis zur Information und 
Beratung anderer Institutionen, z.B. Be-
zirksämter, Krankenhäuser sowie Einrich-
tungen der Opferhilfe. 
Im Jahr 2003 informierten Mitglieder der 
Betreuungsgruppe in einer Polizeidirektion 
über Anspruchsvoraussetzungen und 
Leistungen nach dem Opferentschädi-
gungsgesetz mit dem Ziel, noch vorhan-
dene Informationsdefizite zum OEG abzu-
bauen. Des Weiteren wurden wie schon in 
den Vorjahren mehrsprachige Informati-
onsbroschüren zum OEG an Krankenhäu-
ser und andere Institutionen versandt. 
 

Faltblatt zur Information zum OEG 

 
 
 

PROSID erfolgreich eingeführt 
Bei den rund 20.000 Berliner Versor-
gungsberechtigten können Rentenände-
rungen und Bescheide dank der Einfüh-
rung eines IT-Verfahrens künftig schneller 
und zuverlässiger bearbeitet werden. 
Beginnend mit dem Jahre 2002 wurden 
die Mitarbeiter im Bereich SER auf den 
Einsatz der neuen Technik vorbereitet. 
Eine Projektgruppe begleitete den Einsatz 
des von der ID Bremen entwickelten IT-
Verfahrens PROSID (Programmunter-
stützte Sachverhaltsbearbeitung mit integ-
rierter Datenverarbeitung für das SER) in 
Verbindung mit dem vom Land Nieder-
sachsen betreuten Großrechnerverfahren. 
Der Echtbetrieb zur laufenden Zahlung 
erfolgte zum 01. Januar 2004.  
 

Antragsvolumen im Schwer-
behindertenrecht weiter auf 
hohem Niveau 
Dem Gesetz nach sind Menschen behin-
dert, wenn ihre körperliche Funktion, geis-
tige Fähigkeit oder seelische Gesundheit 
mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 
sechs Monate von dem für das Lebensal-
ter typischen Zustand abweicht und daher 
ihre Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft beeinträchtigt ist. Die Auswirkung 
der Funktionsbeeinträchtigung ist als Grad 
der Behinderung (GdB), nach Zehnergra-
den abgestuft, von 20 bis 100 festzustel-
len. Schwerbehinderte Menschen im Sin-
ne des Gesetzes sind Personen mit einem 
Gesamtgrad der Behinderungen von we-
nigstens 50. 

Verteilung des GdB (Gesamt: 520 Tsd.)
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Aufgrund besonderer gesundheitlicher 
Voraussetzungen werden ferner Merkzei-
chen für die Inanspruchnahme von 
Nachteilsausgleichen vergeben. Diese 
sind u.a. 

• G – Gehbehinderung 

• aG – außergewöhnliche Gehbehinde-
rung 

• H – Hilflosigkeit 

• Bl – Blind 

• RF – Rundfunkgebührenbefreiung 

• 1.Kl – 1.Klasse-Reisen 

• B – Begleitung 
 
 
 
 



Verteilung ausgewählter Merkzeichen bezogen 
auf die Bestandsfälle (Gesamt: 315 Tsd.) 
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In 2003 erfolgten 
��32.604 Anträge auf Erstfeststellung 
��32.129 Anträge auf Neufeststellung 
��7.069 Neufeststellungen von Amts 

wegen 
Insgesamt wurden im Berichtsjahr 71.802 
Verfahren auf Erst- und Neufeststellung 
sowie von Amts wegen begonnen, 70.600 
Erledigungen wurden verzeichnet. Das 
Antragsvolumen bewegt sich somit seit 
Jahren konstant auf hohem Niveau (in 
2002: 71.808, in 2001: 71.565). 

Bei 556.334 Bestandsfällen und 
3.393.295 Einwohnern ist ca. je-
der 6. Berliner Kunde des Ver-
sorgungsamtes. 

 
 

Parkerleichterung für schwerbehinderte 
Menschen  
Seit September 2001 haben schwerbehin-
derte Menschen, die die Voraussetzungen 
für die Feststellung des Merkzeichens 
„aG“ nicht erfüllen, die Möglichkeit, von 
der Straßenverkehrsbehörde eine Aus-
nahmegenehmigung für Parkerleichterun-
gen zu erhalten. Die Sonderregelung gilt 
nur für ausgewiesene Schwerbehinder-
tenparkplätze im Land Berlin. Die Feststel-
lung der gesundheitlichen Voraussetzun-
gen trifft das Versorgungsamt in Amtshilfe. 
Im Jahr Berichtsjahr 2003 wurden 829 
Anträge gestellt, wovon in 76 Fällen positiv 
entschieden wurde (im Vorjahr 824 Anträ-
ge, davon 96 positive Entscheidungen). 
 

Qualitätsziel Kundenzufriedenheit 
Seit langem ist aus der Konsumentenfor-
schung bekannt, dass die Zahl der Be-
schwerden im Verhältnis zur Zahl der er-
brachten Leistungen oft erstaunlich niedrig 
ist. Das gilt auch für das Versorgungsamt. 
Nicht jede Unzufriedenheit erscheint als 
geäußerte Beschwerde, sondern bleibt als 
verdeckte Unzufriedenheit zurück. Ein auf 
die Erfassung tatsächlich vorliegender 
Beschwerden gerichtetes Verwaltungs-
handeln reicht deshalb nicht aus. Die In-
formationsgewinnung im Versorgungsamt 
ist daher auch auf die Auswertung zusätz-
licher Erkenntnisse über die Zufriedenheit 
der Bürger auszurichten. 
Das LAGeSo analysiert aus diesem Grun-
de systematisch die Anforderungen, die 
der Bürger an die nachgefragte Dienstleis-
tung stellt. Im Berichtsjahr erfolgte im Ver-
sorgungsamt die Auswertung einer Kun-
denbefragung, die noch im Vorjahr erfolgt 
ist. Ziel dieses Kundenmonitors war, die 
Kundenzufriedenheit in Bezug auf die 
Erst- bzw. Neufeststellungsbescheide in 
Erfahrung zu bringen. 
Im Ergebnis bestätigten sich die Zahlen 
mit einem bereits in 2000 durchgeführten 
Kundenmonitor, dass 87 % der Befragten 
mit der in Anspruch genommenen Bera-
tung sehr zufrieden waren. 13 % waren 
teilweise oder nicht zufrieden. Nur 11 % 
würden eine Beratung nur teilweise oder 
nicht erneut in Anspruch nehmen 

90% der Antwortenden fanden 
den vorliegenden Bescheid ü-
berwiegend übersichtlich, ver-
ständlich, nachvollziehbar und 
ausreichend begründet. 

Auch waren sie mit dem Informationsge-
halt und der Entscheidung zufrieden. Mit 
der Bearbeitungszeit waren immerhin 70% 
der Befragten zufrieden bis sehr zufrieden. 



Die Kundenzufriedenheit mit der Bearbeitungszeit 
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Reorganisation des Referats 
Schwerbehindertenrecht  
Im April 2003 begann im Referat Schwer-
behindertenrecht ein Projekt unter Beteili-
gung von Mitarbeitern aller Hierarchieebe-
nen zur Reorganisation der Referatsstruk-
turen. Die Umsetzung erfolgte im Jahre 
2004. Die Ziele der Umorganisation sind: 
��Reduzierung der Hierarchiestufen 
��Reduzierung der Zahl der Sachgebie-

te, damit verbunden Einsparung von 
Leitungspositionen 

��ganzheitliche Sachbearbeitung  
��Teamarbeit 

Flache Hierarchie 
Neben dem Referatsleiter gab es bisher 
die Führungsebenen  

• Gruppenleiter,  

• ständiger stellv. Gruppenleiter, Sach-
gebietsleiter,  

• ständiger stellv. Sachgebietsleiter (1. 
Sachbearbeiter).  

Künftig gibt es zwischen dem Referatslei-
ters und der Sachbearbeitung nur noch 
eine Führungsebene.  

Ganzheitliche Sachbearbeitung 
Die Sachbearbeiter sind für die vollständi-
ge Erstellung ihrer Produkte von An-
tragseingang bis zum Bescheid verant-
wortlich. Der Wegfall der Hierarchieebe-
nen bedeutet für die Sachbearbeiter ein 

größeres Maß an Entscheidungsbefugnis 
(Job Enrichment). Ein Teil der Sachbear-
beiter (40 %) wird zusätzlich auch Wider-
sprüche bearbeiten (Job Enlargement). 
Diese Aufgabenerweiterung beinhaltet z.T. 
auch eine höhere Wertigkeit der Sachbe-
arbeiterstellen. Zur Finanzierung dieser 
Stellen ist es daher erforderlich, dass ein 
Teil der mit der Reorganisation verbunde-
nen Einsparungen hierfür eingesetzt wird.  

Teamarbeit 
Zwei Arbeitsgruppen des Referats 
Schwerbehindertenrecht erproben für ein 
Jahr die Antragsbearbeitung im Team. 
Dafür wird die zu erledigende Aktenrate 
der Gruppe und nicht einem einzelnen 
Bearbeiter zugeordnet. Die Gruppe über-
nimmt selbstständig Planung, Durchfüh-
rung und Kontrolle des Arbeitsablaufs. Mit 
einem referatsinternen Leistungsvergleich 
soll gemessen werden, ob Teamarbeit in 
diesem Bereich Vorteile gegenüber der 
traditionellen Arbeitsorganisation hat.  
 
Folgende Vorteile werden dabei erwartet: 
��höhere Arbeitsproduktivität 
��kürzere Bearbeitungszeiten 
��bessere Produktqualität 
��höhere Motivation 
��höhere Arbeitszufriedenheit 
��höhere Kundenzufriedenheit 
 

Erweiterung der OSAV-
Software 
Seit 1997 wird im Versorgungsamt zur 
Bearbeitung von Anträgen nach dem 
Schwerbehindertenrecht die Software „O-
SAV“ (Online Schwerbehinderten Anwen-
dungs Verfahren) benutzt. Im Jahr 2003 
wurde diese Software mit folgenden Zielen 
erweitert: 
��Auslagerung von historischen Daten 

zur Reduzierung der Datenbankgröße  
��verbesserte Steuerung von Gutachter-

aufträgen zur Verkürzung von Bearbei-
tungszeiten  



��verbesserte Auskunftsfähigkeit über 
den aktuellen Bearbeitungsstand 

��beschleunigte Bezahlung von Befund-
berichten, Stellungnahmen und Gut-
achten 

��Reduzierung von Druckkosten durch 
den Anschluss von Netzwerkdruckern 

OSAV-Arbeitsplatz im Versorgungsamt 
 

Versorgungsärztlicher Dienst 
Im Versorgungsamt waren im Jahr 2003 
28 Ärzte beschäftigt. Darüber hinaus wur-
de mit ca. 100 externen Gutachtern zu-
sammengearbeitet.  

Insgesamt wurden im Berichts-
jahr in den Bereichen SB, SER 
und PflegeG 84.032 interne und 
101.121 externe Untersuchun-
gen durchgeführt bzw. Stellung-
nahmen abgegeben. 

Der überwiegende Anteil der Leistungen 
entfällt dabei mit 92% auf den Bereich des 
Anerkennungsverfahrens im Schwerbe-
hindertenrecht. 
 
Untersuchungen/ Stellungnahmen im SB-Bereich 2003 
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Medizintechnische Ausstattung 
Der Ärztliche Dienst im Versorgungsamt 
verfügt über folgende apparative Diagnos-
tik: 

• EKG,  

• EEG,  

• Lungenfunktionsprüfung, 

• Dopplersonografie und abdominale 
Sonografie.  

Bereits im Jahr 2002 wurde der Röntgen-
bereich aus wirtschaftlichen Gründen ge-
schlossen. Seitdem besteht eine Koopera-
tion mit dem Bereich Röntgendiagnostik 
der BfA. Im Jahr 2003 wurden auch die 
noch im Amt verbliebenen Restaufgaben 
des bereits 1998 geschlossenen Labors 
an den Berliner Betrieb für zentrale ge-
sundheitliche Aufgaben (BBGes) abgege-
ben. 
 

Kooperation mit der City BKK 
Seit dem 01.05.2003 besteht eine Koope-
ration mit der City BKK. Das Versorgungs-
amt erstellt dabei ärztliche Gutachten für 
die Versorgung der Versicherten dieser 
Kasse mit orthopädischen Hilfsmitteln. 
 

Hepatitis C 
Frauen in der ehemaligen DDR wurden 
Ende der 70er Jahre mit Anti-D-
Immunglobolin behandelt, das mit dem zu 
dieser Zeit noch unbekannten Hepatits-C-
Virus kontaminiert war. Die in Berlin le-
benden erkrankten Frauen werden regel-
mäßig vom Ärztlichen Dienst des Versor-
gungsamtes betreut. In diesen Fällen ko-
operiert der Ärztliche Dienst mit einem in 
der Diagnostik spezialisierten Labor. Die 
Befunde fließen in eine von der EU geför-
derten wissenschaftlichen Studie (East 
German Hepatitis C study group) ein, um 
den natürlichen Verlauf von HCV-
Infektionen weiter zu erforschen und für 
Therapiezwecke zu nutzen. 
 



Beschädigtenversorgung nach dem 
Soldatenversorgungsgesetz (SVG) für 
Radargeschädigte 
Die auf Veranlassung des Verteidigungs-
ausschusses des Deutschen Bundestages 
eingesetzte „Expertenkommission zur 
Frage der Gefährdung durch Strahlung in 
früheren Radareinrichtungen der Bundes-
wehr und der NVA (Radarkommission)“ 
hat Verfahrensregelungen zur Anerken-
nung von Schädigungen durch den Betrieb 
von Radargeräten vorgeschlagen. Nach 
diesen Grundsätzen erfolgt bundesweit 
einheitlich die Bearbeitung der Anträge 
von ehemaligen Bundeswehrangehörigen 
oder deren Hinterbliebenen in den Versor-
gungsämtern. 
Aufgrund der historischen Entwicklung im 
Land Berlin (keine Wehrpflicht in Berlin 
West und Zuständigkeit der Wehrbe-
reichsverwaltung Ost für Ansprüche ehe-
maliger NVA-Angehöriger) sind bis Ende 
2003 lediglich 14 Anträge gestellt worden.  
 

Projekt ÄD 2005 
Folgende Entwicklungen sind für den Ärzt-
lichen Dienst kennzeichnend: 

• steigende Anzahl von Stellungnahmen 
und Gutachten 

• Mangel an Gutachtern bestimmter 
Fachrichtungen, wie z. B. Neurolo-
gie/Psychiatrie und Orthopädie  

• Forderungen der Politik, ärztliche Leis-
tungen aus der Verwaltung auszuglie-
dern (Staatsaufgabenkritik)  

Vor diesem Hintergrund ist eine Neustruk-
turierung des Ärztlichen Dienstes unum-
gänglich, wozu im Berichtsjahr das Projekt 
„Ärztlicher Dienst 2005“ gestartet wurde. 
In einem ersten Schritt erfolgt hierbei die 
Analyse der Aufgabenentwicklung, der 
eigenen Personalausstattung des Ärztli-
chen Dienstes und des Gutachtermarktes. 
Des Weiteren soll die Prozessorganisation 
durch den Einsatz von Informationstechnik 
optimiert werden. 
Ferner ist zu prüfen, inwieweit ärztliche 
Gutachten und Stellungnahmen im Sozia-
len Entschädigungsrecht und im Schwer-
behindertenrecht außerhalb der Verwal-
tung gefertigt werden können. Ein perso-

nell verkleinerter Ärztlicher Dienst hätte 
dann in erster Linie die Aufgabe der Quali-
tätssicherung. Hierzu wird im Jahr 2004 
Berlin weit ein Interessenbekundungsver-
fahren durchgeführt. Die weiteren Projekt-
schritte werden abhängig vom Ergebnis 
dieses Verfahrens im Jahr 2004 festzule-
gen sein.  

 

Heil- und Krankenbehandlung/ 
Orthopädische Versorgung 
Die rückläufige Entwicklung im Bereich der 
Kriegsopferversorgung wirkt sich auch auf 
die Heil- und Krankenbehandlung und die 
orthopädische Versorgung aus. Im Einzel-
fall ist die Versorgung aufwendiger und 
komplizierter geworden. Einem Großteil 
der Berechtigten wird altersbedingt ein 
umfangreiches Angebot an Heil- und 
Krankenbehandlungen und Hilfsmitteln zur 
Verfügung gestellt. 

Heil- und Krankenbehandlung 
Der Bereich der allgemeinen Heil- und 
Krankenbehandlung trifft  Entscheidungen 
zur Gewährung von Therapiemaßnahmen, 
die über den Umfang der von der Gesetz-
lichen Krankenversicherung zu bewilligen-
den Maßnahmen hinausgehen. In beson-
deren Fällen (Soldatenversorgungsgesetz/ 
Zivildienstgesetz) ist das damit im Zu-
sammenhang stehende Versorgungskran-
kengeldes zu berechnen. Neben den bis-
herigen Leistungsempfängern Kriegsopfer 
können auch Opfer von Gewaltverbrechen 
Leistungen der allgemeinen Heil- und 
Krankenbehandlung erhalten. 
Ist hier ein Schädiger bekannt, werden 
Regressansprüche nach § 81a BVG gel-
tend gemacht. 

Ein besonderes Beispiel für die 
Bearbeitung von Regressan-
sprüche nach § 81 a BVG ist der 
terroristische Anschlag auf die 
Diskothek „La Belle“. Für 11 der 
damals 99 Verletzen wurden 
bleibende Schädigungen festge-
stellt. In der Folge entstanden 
dem Land Berlin Kosten in Höhe 
von rd. 900 Tausend Euro. 



Zahnersatz 
Die Sachleistung Zahnersatz wird im we-
sentlichen durch die Zusammenarbeit mit 
den gesetzlichen Krankenkassen be-
stimmt. In diesem Zusammenhang ist 
vermehrt die implantologische Versorgung 
zu prüfen. Immer mehr Berechtigte ent-
scheiden sich gegen die konventionelle 
Zahnersatzversorgung (Zahnkronen und/ 
oder -brücken bzw. -prothesen). Sie wäh-
len die aufwendige und kostspielige Ver-
sorgung mit Implantaten, eine Versor-
gungsform, die allerdings nur in bestimm-
ten Ausnahmefällen als Sachleistung von 
der Versorgungsverwaltung übernommen 
werden kann. 
 
Badekuren 
Badekuren werden trotz des teilweise ho-
hen Lebensalters der Berechtigten nach 
wie vor in erheblichem Umfang nachge-
fragt. 
Das Land Berlin verfügt nicht über eigene 
Kurkliniken. Deshalb wird für die Mehrzahl 
der Antragsteller die Kurortzusage über 
die Kurenausgleichsstelle des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit und soziale Si-
cherung eingeholt. Dem Land Berlin wird 
damit ermöglicht, Kuren für seine Berech-
tigten indikationsgemäß durchführen zu 
lassen. 
Die Kurenausgleichsstelle hat eine Über-
sicht über die Belegungssituation aller 
versorgungseigenen und Vertragskliniken 
der Versorgungsverwaltungen. Sie kann 
damit eine gleichmäßige Belegung der 
Einrichtungen sicher stellen. 
Anders verhält es sich bei Kurbewilligun-
gen, die aus dem Haushalt des Landes 
Berlin zu finanzieren sind. In diesen Fällen 
ist die Kurplatzvergabe unter Berücksichti-
gung der gesundheitlichen Indikation und 
der bundeseinheitlichen Kurrichtlinien frei 
wählbar. 
 

Versorgung 
Die Versorgung mit orthopädischen Hilfs-
mitteln ist in den letzten Jahren umfang-
reicher geworden, weil oft aufwendige 
Sonderanfertigungen ausgeführt werden. 
Durch die stetige Weiterentwicklung der 

Orthopädietechnik ist die Versorgung im-
mer wieder neu auf ihre Zweckmäßigkeit 
hin zu prüfen. Der Versorgungsauftrag 
reicht weit über die reine Kriegsopferver-
sorgung hinaus. So sind z.B. aus dem 
OEG-Bereich für Kinder und Jugendliche 
völlig andere Ansprüche und technische 
Möglichkeiten zu berücksichtigen. 
 

Krankenbuchlager und Ver-
sorgungsarchiv 
Die Rechtsstellung des Krankenbuchla-
gers ist im Gesetz über die Errichtung der 
Verwaltungsbehörden der Kriegsopferver-
sorgung geregelt. Am 25.02.1952 wurde 
das Krankenbuchlager Berlin errichtet und 
dem Landesversorgungsamt angegliedert. 
Seine jetzige Organisationsstruktur erhielt 
es 1997 durch die Bildung des Landesam-
tes für Gesundheit und Soziales und es 
wird als Referat innerhalb der Versor-
gungsverwaltung geführt. Sämtliche Laza-
rettkrankenbücher (Sammelurkunden) des 
1. und 2. Weltkrieges und Einzelurkunden 
(personenbezogene Krankenblätter der 
Lazarette) werden zentral im Kranken-
buchlager archiviert. 

 
Archivierte Deutsche Verlustlisten 

Anfragen zu gesuchten Personen bzw. 
Auskunftsersuchen, ob Unterlagen vor-
handen sind, kommen von: 

• den 64 Versorgungsämtern der Bun-
desländer 

• der Deutschen Dienststelle für die Be-
nachrichtigung der nächsten Angehö-
rigen von Gefallenen der ehemaligen 
deutschen Wehrmacht (WASt) 



• den Behörden des Bundes / der Län-
der zur Klärung der Staatsbürgerschaft 

• Pensionsstellen 

• Sozialversicherungsträgern 

• Sozialgerichten 

• Erbenermittlungsbüros 

• Privatpersonen  

• Ermittlungsbehörden aus Kanada, 
England, Australien, Italien und der 
USA wegen NS-Verbrechen 

• dem Volksbund Deutscher Kriegsgrä-
berfürsorge  

• dem Roten Kreuz  

Insgesamt wurden im Berichts-
jahr 14.963 Anfragen gestellt. 

��9.357 kamen von der WASt (50%), 
��4.802 von anderen Dienststellen oder 

Privatpersonen (43%), 
��804 von anderen Versorgungsämtern 

(7%). 
 
Bestands-Übersicht
• 6.711 erhalten gebliebene Bände La-

zarettkrankenbücher aus der Zeit vor 
dem 1. Weltkrieg.  

• 57.016 Bände für die Zeit des 1. Welt-
krieges, einschließlich Verlustlisten. 
Die Sammelurkunden enthalten 67,35 
Millionen Eintragungen. Die Buchbe-
stände umfassen das ehemalige preu-
ßische Heer einschließlich XIV. (badi-
sches) Korps, Elsass-Lothringen, e-
hemalige Schutztruppen sowie Laza-
rette der ehemaligen Kaiserlichen Ma-
rine. Ein Teil Einzelurkunden der Ge-
burtsjahrgänge 1870 – 1899 ist vom 
Bundesarchiv - Militärarchiv - in Frei-
burg übernommen worden. 

• 29.000 Lazarettkrankenbücher aus der 
Zeit des 2. Weltkrieges mit ca. 25 Milli-
onen Eintragungen.  

• 146.000 Mappen, die ca. 11 Millionen 
Dokumentationen der Geburtsjahrgän-
ge ab 1900 enthalten, wie Einzelur-
kunden, Krankenblätter, Marine-
Krankenkarten, Gesundheitsbücher, 
Fliegertauglichkeits-Zeugnisse usw.  

Versorgungsarchiv 
Das Versorgungsarchiv bewahrt die 
Schwerbehinderten- und Soziale Entschä-
digungsrechtsakten auf. Es ist auch für die 
Vernichtung der Akten von Verstorbenen 
nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist ver-
antwortlich. Im Jahr 2003 wurde die Archi-
vierung in Form der elektronischen Kartei-
karte eingeführt.  

 
archivierte Aktenbestände 2003: 
150.000 Akten der 
Kriegsopferversorgung  
300.000 Akten des Schwerbe-
hindertenrechts 
36.500 Akten des Opferent-
schädigungsrechts 
4.000 Akten des Sozialen Ent-
schädigungsrechts 

 



Integrationsamt Berlin 
Das Integrationsamt beim Landesamt für 
Gesundheit und Soziales unterstützt in 
erster Linie schwerbehinderte Menschen 
oder deren Arbeitgeber bei der Erhaltung 
ihres Arbeitsplatzes auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Die Aufgaben des Integrati-
onsamtes bestehen dabei in 

• der Erhebung der Ausgleichsabgabe, 

• der Verwendung der Ausgleichsabga-
be, 

• dem besonderen Kündigungsschutz 
für schwerbehinderte Menschen sowie 

• den begleitenden Hilfen im Arbeitsle-
ben. 

So nachzulesen im Sozialgesetzbuch IX 
(SGB IX) § 102 Abs. 2, also im Schwerbe-
hindertenrecht. Was sich hinter diesen 
Begriffen verbirgt, soll im Folgenden näher 
erläutert werden. 

Erhebung der Ausgleichs-
abgabe 
Das Schwerbehindertenrecht sieht eine 
Beschäftigungspflicht gegenüber schwer-
behinderten Menschen für Arbeitgeber 
vor, die über wenigstens 20 Arbeitsplätze 
verfügen. Diese Arbeitgeber sind verpflich-
tet, auf wenigstens 5 % ihrer Arbeitsplätze 
schwerbehinderte Menschen zu beschäfti-
gen. Kommen Arbeitgeber dieser Beschäf-
tigungspflicht nicht im vorgeschriebenen 
Umfang nach, so sind sie zur Zahlung 
einer Ausgleichsabgabe verpflichtet. Diese 
Ausgleichsabgabe beträgt bei einer jah-
resdurchschnittlichen Beschäftigungsquo-
te von  

• 0 bis unter 2 %: 260 € 

• 2 bis unter 3 % 180 € und 

• 3 bis unter 5 % 105 € 
monatlich für jeden nichtbesetzten Pflicht-
platz. Daneben gibt es Sonderregelungen 
für Kleinbetriebe mit weniger als 60 Ar-
beitsplätzen. 
Nach dem letzten Bericht der Bundes-
agentur für Arbeit waren in Berlin 4.765 
Arbeitgeber beschäftigungspflichtig ge-
genüber schwerbehinderten Menschen. 

Von den ca. 915.000 Arbeitsplätzen 
(Stand: Oktober 2002) bei diesen Arbeit-
gebern waren 40.760 Arbeitsplätze mit 
schwerbehinderten Menschen besetzt, 
was einer Beschäftigungsquote von 4,5 % 
entspricht (öffentliche Arbeitgeber: 5,4 %, 
private Arbeitgeber: 3,7 %). Mehr als 
11.000 "Pflichtarbeitsplätze" waren nicht 
mit schwerbehinderten Menschen besetzt. 

Für diese nicht mit schwerbehin-
derten Menschen besetzten Ar-
beitsplätze zahlten die in Berlin 
ansässigen Arbeitgeber im Jahr 
2003 ca. 19,3 Mio. € an Aus-
gleichsabgabe (im Vorjahr ca. 
21,4 Mio. €). 

Darüber hinaus nahm das Integrationsamt 
in 2003 rund 4,7 Mio. € ein. Dabei handelt 
es sich um Einnahmen aus einem Aus-
gleich zwischen den Integrationsämtern 
(vgl. § 77 Abs. 6 SGB IX), Zinseinnahmen, 
Darlehenstilgungen usw. 
 

Einnahmen aus der Ausgleichsabgabe 
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Gegen Entscheidungen des Integration-
samtes im Zusammenhang mit der Erhe-
bung der Ausgleichsabgabe gingen im 
Berichtsjahr 125 Widersprüche ein, davon 
allein 68 gegen die Erhebung von Säum-
niszuschlägen. Der Widerspruchsaus-
schuss beim Integrationsamt gab in kei-
nem Fall einem Widerspruch statt.  

Verwendung der Ausgleichs-
abgabe 
Von den jährlichen Einnahmen an Aus-
gleichsabgabe verbleiben 55 % beim In-
tegrationsamt. Der Restbetrag wird an den 
Ausgleichsfonds beim Bundesministerium 
für Gesundheit und soziale Sicherung ab-



geführt, was im Berichtsjahr eine Summe 
von ca. 8,7 Mio. € ausmachte. 

 
Informationsbroschüre „Die Ausgleichsabgabe“ 

Die dem Integrationsamt verbleibenden 
Mittel werden von ihm gesondert verwaltet 
und dürfen nur für besondere Leistungen 
zur Förderung der Teilhabe schwerbehin-
derter Menschen am Arbeitsleben ein-
schließlich begleitender Hilfe im Arbeitsle-
ben verwendet werden, soweit Mittel für 
denselben Zweck nicht von anderer Seite 
zu leisten sind oder geleistet werden (vgl. 
§ 77 Abs. 5 SGB IX). Dabei sind die Mittel 
der Ausgleichsabgabe –einschließlich der 
Zinsen, der Tilgungsbeträge aus Darlehen, 
der zurückgezahlten Zuschüsse sowie der 
unverbrauchten Mittel des Vorjahres- für 
folgende Leistungen zu verwenden: 
 
��Leistungen zur Förderung des Arbeits- 

und Ausbildungsplatzangebots für 
schwerbehinderte Menschen, 

��Leistungen zur begleitenden Hilfe im 
Arbeitsleben, einschließlich der Durch-
führung von Aufklärungs-, Schulungs- 
und Bildungsmaßnahmen, 

��Leistungen für Einrichtungen zur Teil-
habe schwerbehinderter Menschen am 
Arbeitsleben sowie 

��Leistungen zur Durchführung von For-
schungs- und Modellvorhaben auf dem 
Gebiet der Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen am Arbeitsleben, sofern ih-
nen ausschließlich oder überwiegend 
regionale Bedeutung zukommt oder 
beim Bundesministerium für Arbeit- 
und Sozialordnung beantragte Mittel 
aus dem Ausgleichsfonds nicht er-
bracht werden konnten. 

Vorrangig sind die Mittel der Ausgleichs-
abgabe für die beiden zuerst genannten 
Leistungen zu verwenden. 

Neben der Abführung an den 
Ausgleichsfonds betrugen die 
Ausgaben des Integrationsamtes 
Berlin aus Mitteln der Aus-
gleichsabgabe in 2003 rund 16,1 
Mio. €.  

Im Berichtsjahr gingen im Integrationsamt 
70 Widersprüche gegen Entscheidungen 
des Integrationsamtes im Rahmen der 
Verwendung der Ausgleichsabgabe, also 
der Erbringung von finanziellen Leistun-
gen, ein. Lediglich 2 Widersprüchen wurde 
seitens des Widerspruchsausschusses 
beim Integrationsamt entsprochen.  
Wie sich die Leistungen im Detail darstel-
len wird im Folgenden beschrieben. 

Leistungen an Arbeitgeber 
Ein erheblicher Teil der vom Integration-
samt eingenommenen Ausgleichsabgabe 
fließt an Arbeitgeber zurück, die schwer-
behinderte Menschen beschäftigen. Bei 
diesen Leistungen wird die Ausgleichs-
funktion der Ausgleichsabgabe besonders 
deutlich. Zu den möglichen Leistungsarten 
an Arbeitgeber zählen:  
��Leistungen für die Schaffung neuer 

geeigneter, erforderlichenfalls behinde-
rungsgerecht ausgestatteter Arbeits- 
und Ausbildungsplätze in Betrieben 
und Dienststellen für schwerbehinderte 
Menschen, 

��Leistungen zur behinderungsgerech-
ten Einrichtung von Arbeits- und Aus-
bildungsplätzen für schwerbehinderte 
Menschen,  

��Leistungen bei außergewöhnlichen 
Belastungen, die aus der Beschäfti-
gung von im Arbeitsleben besonders 
betroffenen schwerbehinderten Men-
schen resultieren. 

Arbeitgeber, die nicht beschäftigungs-
pflichtig sind oder die über ihre Beschäfti-
gungspflicht hinaus schwerbehinderte 
Menschen einstellen (z.B. Langzeitarbeits-
lose oder im Anschluss an eine Beschäfti-
gung in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen), können auf Antrag Zuschüsse 



bis zu 25.000 € erhalten, wenn sie für 
schwerbehinderte Menschen einen neuen 
Arbeits- oder Ausbildungsplatz schaffen. 
Dies gilt auch, wenn ein schwerbehinder-
ter Mitarbeiter aus Gründen der besonde-
ren Fürsorge und Förderung auf einen neu 
zu schaffenden Arbeitsplatz umgesetzt 
wird und seine Beschäftigung ohne Um-
setzung enden würde. 

Mit diesen Investitionshilfen wur-
den im Berichtsjahr 2003 für 250 
schwerbehinderte Menschen 
(darunter 122 Frauen) neue Ar-
beits- und Ausbildungsplätze ge-
schaffen, die langfristig gesichert 
sind. Die Gesamtausgaben dafür 
beliefen sich auf ca. 2,8 Mio. €.  

Im Rahmen der begleitenden Hilfe im Ar-
beitsleben können Arbeitgeber auch Leis-
tungen für die behinderungsgerechte Ein-
richtung von Arbeits- und Ausbildungsplät-
zen erhalten. Dabei kann es sich z.B. um 
Hilfen für einen barrierefreien Zugang zum 
Arbeitsplatz handeln, um die Ausstattung 
mit einem blindengerechten Computerar-
beitsplatz, um technische Arbeitshilfen zur 
behindertengerechten Ausstattung eines 
Arbeitsplatzes usw. 

Im Berichtsjahr wurden so für 
337 schwerbehinderte Menschen 
(darunter 203 Frauen) in Berlin 
Arbeitsplätze behinderungsge-
recht gestaltet. Die dafür aufge-
wendeten Mittel der Ausgleichs-
abgabe betrugen ca. 1,1 Mio. 

Leistungen an Arbeitgeber bei außerge-
wöhnlichen Belastungen im Zusammen-
hang mit der Beschäftigung von schwer-
behinderten Menschen können gleichfalls 
vom Integrationsamt im Rahmen der be-
gleitenden Hilfe erbracht werden. Dabei 
handelt es sich grundsätzlich um zwei 
Fördermöglichkeiten: 

• Lohnkostenzuschüsse zum Ausgleich 
einer erheblichen behinderungsbe-
dingten Minderleistung 

• Lohnkostenzuschüsse für eine not-
wendige personelle Unterstützung des 
schwerbehinderten Menschen bzw. für 
eine arbeitgeberseitig organisierte Ar-
beitsplatzassistenz 

Diese Leistungen werden allerdings 
grundsätzlich nur dann erbracht, wenn alle 
anderen Möglichkeiten ausgeschöpft sind, 
z.B. behinderungsgerechte Gestaltung des 
Arbeitsplatzes, Umsetzung auf einen an-
deren Arbeitsplatz usw. 

Im Berichtsjahr wurden im Zu-
sammenhang mit der Beschäfti-
gung von 1.294 schwerbehinder-
ten Menschen (darunter 553 
Frauen) Leistungen zum Aus-
gleich außergewöhnlicher Belas-
tungen an Arbeitgeber erbracht. 
In der Summe hatten die Zu-
schüsse einen Umfang von ca. 
3,9 Mio. €.  
Fasst man diese Leistungen an 
Arbeitgeber zusammen, so konn-
ten für mehr als 1.800 schwer-
behinderte Menschen Arbeits-
plätze auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt geschaffen bzw. er-
halten werden. 

 

Leistungen an schwerbehin-
derte Menschen 
Neben den im vorherigen Abschnitt ge-
nannten Leistungen an Arbeitgeber hat 
das Integrationsamt im Rahmen der be-
gleitenden Hilfe auch die Möglichkeit, Leis-
tungen direkt an schwerbehinderte Men-
schen zu erbringen. Abgesehen von Be-
amten und Selbständigen ist hier jedoch 
zu berücksichtigen, dass Leistungen der 
Rehabilitationsträger vorrangig einsetzen. 
Zu den begleitenden Hilfen im Arbeitsle-
ben gehören:  
��technische Arbeitshilfen,  
��Hilfen zum Erreichen des Arbeitsplat-

zes, 
��Hilfen zur Gründung und Erhaltung 

einer selbstständigen beruflichen Exis-
tenz,  

��Hilfen zur Beschaffung, Ausstattung 
und Erhaltung einer behinderungsge-
rechten Wohnung,  

��Hilfen zur Teilnahme an Maßnahmen 
zur Erhaltung und Erweiterung der be-
ruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten,  



��Hilfen in besonderen Lebenslagen 
��Kostenübernahme einer notwendigen 

Arbeitsassistenz. 
Auch bei diesen Leistungen geht es dar-
um, die Teilhabe von schwerbehinderten 
Menschen am Arbeitsleben zu ermögli-
chen, zu sichern oder zu erleichtern. 

Dies gelang im Berichtsjahr für 
206 schwerbehinderte Menschen 
(darunter 94 Frauen). Die Auf-
wendungen dafür betrugen ca. 1 
Mio. €. 

 

Integrationsprojekte 
Integrationsprojekte dienen der Beschäfti-
gung von schwerbehinderten Menschen, 
deren Eingliederung in eine sonstige Be-
schäftigung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt aufgrund von Art und Schwere der 
Behinderung oder wegen sonstiger Um-
stände auf besondere Schwierigkeit stößt. 
Die Integrationsprojekte zählen zum all-
gemeinen Arbeitsmarkt und können damit 
unbeschadet einer besonderen Förderung 
(§§ 132 ff SGB IX) als Arbeitgeber des 
allgemeinen Arbeitsmarktes gefördert 
werden. Es sind drei Formen von Integra-
tionsprojekten zu unterscheiden: 

• Integrationsunternehmen 

• Integrationsbetriebe 

• Integrationsabteilungen. 
Die Integrationsprojekte bieten den 
schwerbehinderten Arbeitnehmern Be-
schäftigung auf Arbeitsplätzen und ar-
beitsbegleitende Betreuung. Soweit erfor-
derlich, bieten sie auch Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung oder Gelegen-
heit zur Teilnahme an außerbetrieblichen 
Maßnahmen an. Ferner können sie Unter-
stützung bei der Vermittlung in eine sons-
tige Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt anbieten. Im Vordergrund 
steht grundsätzlich der Aufgabenbereich 
Beschäftigung und arbeitsbegleitende 
Betreuung. 

In Berlin existierten im Berichts-
jahr 16 Integrationsunternehmen 
sowie eine Integrationsabteilung. 

Die Mehrzahl der Unternehmungen ist im 
Dienstleistungsbereich angesiedelt (z.B. 
Gastronomie, Garten- und Landschafts-
bau). In diesen Integrationsprojekten fin-
den etwa 425 Menschen Beschäftigung, 
von denen 225 als schwerbehinderte 
Menschen anerkannt sind.  
Das Integrationsamt leistet dabei Hilfen für 
den Aufbau, die Erweiterung, die Moderni-
sierung, die Ausstattung, die betriebswirt-
schaftliche Beratung sowie für den beson-
deren Aufwand im Zusammenhang mit der 
Beschäftigung von schwerbehinderten 
Menschen. 

Im Berichtsjahr wurden hierfür 
rund 1,4 Mio. € aufgewandt.  

Für rund 150 in den Integrationsprojekten 
beschäftigte schwerbehinderte Menschen 
erhalten die Arbeitgeber vom Integration-
samt Leistungen bei außergewöhnlichen 
Belastungen. Mit diesen Leistungen wur-
den nicht nur die vorhandenen Beschäfti-
gungsverhältnisse besonders betroffener 
schwerbehinderter Menschen erfolgreich 
gesichert. Vielmehr wurden auch die Vor-
aussetzungen für die Gründung von ins-
gesamt 6 neuen Integrationsunternehmen 
und die Schaffung von insgesamt 44 neu-
en Beschäftigungsverhältnissen für diese 
Zielgruppe geschaffen. 

Werkstatt- und Wohnheimför-
derung 
Zuwendungen können auch für die Schaf-
fung, Erweiterung, Ausstattung und Mo-
dernisierung von betrieblichen und über-
betrieblichen Einrichtungen zur Vorberei-
tung von behinderten Menschen auf eine 
berufliche Bildung oder die Teilhabe am 
Arbeitsleben gewährt werden, z.B. für an-
erkannte Werkstätten für behinderte Men-
schen, Blindenwerkstätten, Wohnanlagen 
für beschäftigte schwerbehinderte Men-
schen usw. 

In 2003 leistete das Integration-
samt mit rund 4,5 Mio. € einen 
erheblichen Beitrag zur Realisie-
rung der Werkstätten- und 
Wohnheimplanung im Land Ber-
lin. 



Menschen sowie für 4 Wohnstätten für 
behinderte Menschen gefördert. Insge-
samt konnten 290 Werkstatt- und 68 
Wohnheimplätze neu geschaffen bzw. 
zeitgemäß und behindertengerecht neu 
zur Verfügung gestellt. 

Modellvorhaben 
Im Berichtsjahr erfolgte die Planung- und 
Vorlaufphase für ein Modellvorhaben na-
mens „Enter Ability“ (www.enterability.de). 
Schwerbehinderte Menschen mit einer 
konkreten Geschäftsidee können bei „En-
ter Ability“ kostenfreie Beratung, Qualifizie-
rung und Hilfen bei der Finanzierung bis 
zur Geschäftsgründung und darüber hin-
aus bekommen. Zusätzlich besteht die 
Möglichkeit der Vergabe von zinsfreien 
Existenzgründungsdarlehen bis zu 15.000 
€ durch das Integrationsamt Berlin. Ist 
eine behindertengerechte Arbeitsplatzaus-
stattung oder z.B. eine persönliche Ar-
beitsassistenz erforderlich, können auch 
Zuschüsse gewährt werden, die nicht zu-
rückgezahlt werden müssen. Durch dieses 
Projekt soll gewährleistet werden, dass 
schwerbehinderten Menschen der Schritt 
in die Selbstständigkeit gelingt und diese 
nachhaltig und erfolgreich gesichert wird. 
Anfang 2004 startetet das Projekt unter 
großem öffentlichen Interesse. Bisher 
nahmen über 30 behinderte Menschen 
dieses Beratungsangebot in Anspruch, 
weitere 30 haben sich für eine Beratung 
angemeldet.  

Kündigungsschutz 
Zu den wesentlichen Schutzmaßnahmen 
des Schwerbehindertenrechts gehört der 
besondere Kündigungsschutz. Er dient 
dazu, die Beschäftigung oder Ausbildung 
schwerbehinderter Menschen auf geeigne-
ten Arbeits- und Ausbildungsplätzen zu 
sichern und schützt insbesondere vor 
Kündigungen, deren Gründe im Zusam-
menhang mit der Behinderung stehen. 
Arbeitgeber, die das Arbeitsverhältnis mit 
einem schwerbehinderten Menschen or-
dentlich (fristgemäß) oder außerordentlich 
(fristlos) kündigen wollen, benötigen 
grundsätzlich die vorherige Zustimmung 
des Integrationsamtes. Aufgabe des In-
tegrationsamtes ist es in diesem Zusam-

menhang, den der Kündigung zugrunde 
liegenden Sachverhalt zu ermitteln, die 
Beteiligten zu hören und auf eine gütliche 
Einigung hinzuwirken. Die beschriebenen 
finanziellen Leistungen aber auch Bera-
tungs- und Betreuungsleistungen im Rah-
men der begleitenden Hilfe bieten dabei 
eine wesentliche Unterstützung. Neben 
dem besonderen Kündigungsschutz exis-
tieren noch vielfältige Maßnahmen im 
Rahmen der Prävention, also des vorbeu-
genden Kündigungsschutzes. Der Präven-
tion kommt im Rahmen des Schwerbehin-
dertenrechts eine zunehmend größere 
Rolle zu. Die frühe Einbindung des In-
tegrationsamtes seitens der Arbeitgeber 
ist verbunden mit einem erheblichen per-
sonellen Aufwand. So fordert der Gesetz-
geber, dass die Beteiligten gemeinsam mit 
dem Integrationsamt alle Möglichkeiten 
und alle zur Verfügung stehenden Hilfen 
zur Beratung und mögliche finanzielle 
Leistungen im Rahmen der Prävention 
erörtern, damit das Beschäftigungsver-
hältnis möglichst dauerhaft fortgesetzt 
werden kann. Dabei handelt es sich um 
einen mitunter sehr zeitaufwändigen Pro-
zess. 
Im Berichtsjahr gingen im Integrationsamt 
2.092 Anträge auf Zustimmung zur Kündi-
gung eines schwerbehinderten Menschen 
ein. Einschließlich einiger Vorgänge aus 
Vorjahren wurden im Berichtsjahr 2.111 
Anträge vom Integrationsamt abschlie-
ßend bearbeitet. 
 
Anträge auf Zustimmung zur Kündigung bzw. Beendi-
gung von Arbeitsverhältnissen nach §§ 85 ff. SGB IX 
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Mit welchem Ergebnis die Kündigungs-
schutzverfahren abgeschlossen wurden, 
geht aus der folgenden Grafik hervor. 



Ergebnis Kündigungsschutzverfahren 
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In nahezu 21 % der Fälle konnte das Ar-
beitsverhältnis eines schwerbehinderten 
Menschen durch den besonderen Kündi-
gungsschutz erhalten werden. In 7 % der 
Fälle entsprach das Integrationsamt nicht 
dem Antrag des Arbeitgebers, im Vorjahr 
lag der Wert noch bei 3 %. Dieser Anstieg 
ist darauf zurückzuführen, dass das In-
tegrationsamt in den Fällen, in denen der 
Arbeitgeber nicht präventiv tätig wird, ver-
stärkt keine Zustimmung zur Kündigung 
erteilt (vgl. § 84 SGB IX). 
Leider ist ein erheblicher Anteil der Kündi-
gungen auf betriebsbedingte Ursachen 
zurückzuführen. In diesen Fällen kann der 
besondere Kündigungsschutz nach dem 
Schwerbehindertenrecht nur sehr einge-
schränkt wirksam werden. 
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Gegen Entscheidungen im Rahmen des 
besonderen Kündigungsschutzes gingen 
im Berichtsjahr beim Integrationsamt 460 
Widersprüche ein. In lediglich 11 Fällen 
gab der Widerspruchsausschuss beim 
Integrationsamt dem Widerspruch statt. 
 

Begleitende Hilfe im Arbeits-
leben 
Die Durchführung der begleitenden Hilfe 
im Arbeitsleben umfasst alle Maßnahmen 
begleitender und vorbeugender Art, die 
geeignet sind, die Teilhabe schwerbehin-
derter Menschen am Arbeitsleben zu un-
terstützen. 
Die Ziele der begleitenden Hilfe bestehen 
darin, 

• schwerbehinderte Menschen nicht in 
ihrer sozialen Stellung absinken zu 
lassen, 

• dass sie auf Arbeitsplätzen beschäftigt 
werden, auf denen sie ihre Kenntnisse 
und Fähigkeiten voll verwerten und 
weiterentwickeln können, 

• sie zu befähigen, sich am Arbeitsplatz 
und im Wettbewerb mit nichtbehinder-
ten Menschen zu behaupten. 

Auch Hemmnisse, die diesen Zielen ent-
gegenstehen, hat das Integrationsamt im 
Rahmen seiner Möglichkeiten zu beseiti-
gen. Das Integrationsamt arbeitet dabei 
eng mit der Bundesagentur für Arbeit und 
den übrigen Trägern der Rehabilitation 
zusammen. 
Die begleitende Hilfe erstreckt sich in ers-
ter Linie auf die Unterstützung schwerbe-
hinderter Menschen im Arbeitsleben. Sie 
richtet sich insbesondere auch an Arbeit-
geber, Betriebs- und Personalräte sowie 
Schwerbehindertenvertretungen, die Un-
terstützung bei der Einstellung oder der 
Beschäftigung schwerbehinderter Men-
schen benötigen. Mit Inkrafttreten des 
SGB IX hat der Gesetzgeber besonderen 
Wert auf die präventive Einschaltung des 
Integrationsamtes im Vorfeld einer evtl. 
drohenden Kündigung gelegt, um frühzei-
tig alle Möglichkeiten zum Erhalt des Ar-
beitsplatzes abzuklären. 
Die wesentlichen Formen der begleiten-
den Hilfe bestehen in der Beratung und 
persönlichen Betreuung in allen Fragen, 
die mit dem Arbeitsleben zusammenhän-
gen. Ferner können im Rahmen der be-
gleitenden Hilfe auch finanzielle Leistun-
gen sowohl an Arbeitgeber als auch an 
schwerbehinderte Menschen gewährt wer-
den. 



Die Maßnahmen der begleitenden Hilfe 
sind darauf ausgerichtet, behinderungsbe-
dingte Nachteile auszugleichen. Hier gilt 
wie beim besonderen Kündigungsschutz, 
dass allgemeine Strukturprobleme des 
Arbeitsmarktes nicht kompensiert werden 
können. 
Neben der allgemeinen Beratung durch 
die Sachbearbeiter stehen Integrations-
fachdienste, der technische Beratungs-
dienst sowie der Integrationsfachdienst für 
hörbehinderte Menschen als spezielle 
Fachdienste beratend zur Verfügung. Dar-
über hinaus bietet das Integrationsamt 
Schulungs- und Bildungsmaßnahmen für 
Vertrauenspersonen der schwerbehinder-
ten Menschen, Betriebs- und Personalräte 
sowie Beauftragte der Arbeitgeber an. 

Integrationsfachdienste 
Integrationsfachdienste (IFD) sind Dienste 
Dritter, die im Auftrag der Bundesagentur 
für Arbeit, der Rehabilitationsträger sowie 
des Integrationsamtes bei der Durchfüh-
rung der Maßnahmen zur Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen am Arbeits-
leben beteiligt werden. Das Integration-
samt Berlin beauftragt im Rahmen der 
begleitenden Hilfe im Arbeitsleben sieben 
IFD. Die Beauftragung der IFD erfolgt im 
Regelfall dann, wenn im Arbeitsleben be-
sonders betroffene schwerbehinderte 
Menschen auf eine umfangreichere indivi-
duelle Unterstützung, z.B. durch eine psy-
chosoziale Betreuung oder im Rahmen 
einer Krisenintervention zur Erhaltung ih-
res Arbeitsplatzes angewiesen sind.  

Im Berichtsjahr wurden im Auf-
trag des Integrationsamtes ca. 
800 schwerbehinderte Menschen 
durch die IFD betreut. Mit Stand 
31.12.2003 waren mehr als 500 
Menschen in einer laufenden be-
rufsbegleitenden Betreuung 
durch die IFD im Rahmen der 
begleitenden Hilfe im Arbeitsle-
ben. 

Darüber hinaus wurden ca. 2.300 Bera-
tungen durch die IFD durchgeführt. So-
wohl im Rahmen der individuellen Betreu-
ung als auch bei der Beratung informieren 
die Mitarbeiter Arbeitgeber, als auch die 
betrieblichen Interessenvertretungen. 

Insgesamt wurden in 2003 mit Mitteln der 
Ausgleichsabgabe knapp 21 Stellen in den 
Integrationsfachdiensten (einschließlich 
der Sachkosten) durch das Integration-
samt finanziert. 

Die dafür aufgewendeten Mittel 
betrugen im Berichtsjahr ca. 1,4 
Mio. €. 

Technischer Beratungsdienst 
Der technische Beratungsdienst beim In-
tegrationsamt Berlin informiert, berät und 
erstellt Gutachten, wenn es um die behin-
derungsgerechte Gestaltung von Arbeits-
plätzen, des Arbeitsumfeldes, von Kraft-
fahrzeugen usw. geht. Auch hierbei han-
delt es sich in erster Linie um Maßnahmen 
im Rahmen der begleitenden Hilfe im Ar-
beitsleben. 

Im Berichtsjahr wurden durch 
den technischen Beratungsdienst 
knapp 800 Beratungen durchge-
führt und ca. 650 technische 
Gutachten erstellt. 

In diesem Zusammenhang wurden vom 
technischen Beratungsdienst rd. 800 Be-
triebs- bzw. Hausbesuche vollführt. 

Schulungs- Bildungs- und 
Aufklärungsmaßnahmen 
Im Rahmen der begleitenden Hilfe im Ar-
beitsleben obliegt es dem Integrationsamt, 
Schulungs-, Bildungs- und Aufklärungs-
maßnahmen für Arbeitgeber, Schwerbe-
hindertenvertretungen sowie Betriebs- und 
Personalräte durchzuführen. Diese Maß-
nahmen dienen dazu, über Aufgaben und 
Rechte sowie Pflichten nach dem Schwer-
behindertenrecht mitsamt seinen Zielen- 
zu informieren. 

Knapp 60 teils mehrtägige Schu-
lungsveranstaltungen führte das 
Integrationsamt Berlin im Be-
richtsjahr durch.  

Ca. 1.000 Teilnehmer nahmen an diesen 
Veranstaltungen teil. Darüber hinaus refe-
rierten Mitarbeiter des Integrationsamtes 
zum Schwerbehindertenrecht in diversen 
Informationsveranstaltungen, welche von 
Dritten durchgeführt wurden. 



In Zusammenarbeit mit der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Integrationsämter 
und Hauptfürsorgestellen informiert das 
Integrationsamt in einer quartalsweise 
erscheinenden Publikation ("ZB – Zeit-
schrift: Behinderte Menschen im Beruf") 
über aktuelle Themen rund um das 
Schwerbehindertenrecht.  

Schulungsveranstaltung 

Weitere Informationsschriften sind z.B. 
"Kündigungsschutz", "Die Ausgleichsab-
gabe", "Hilfen für behinderte Menschen im 
Beruf", "ABC – Behinderung und Beruf", 
"Behinderung und Ausweis" oder 
"Nachteilsausgleiche". Diese Publikatio-
nen sind auch im Internet unter den Ad-
ressen www.integrationsaemter.de oder 
www.lageso.berlin.de verfügbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Integrationspreis 2003 
Erstmals anlässlich des Europäischen 
Jahres der Menschen mit Behinderungen 
verlieh das Integrationsamt gemeinsam 
mit der Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Soziales und Verbraucherschutz den In-
tegrationspreis 2003. Das Ziel dieses 
Preises ist es, Arbeitgeber zu würdigen, 
die in vorbildlicher Weise schwerbehinder-
te Menschen beschäftigen. Die Auswahl 
erfolgt durch eine Jury, die sich aus Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmervertretern, 
Behindertenverbänden, dem Landesbe-
auftragten für behinderte Menschen u.a.m. 
zusammensetzt.  

 
Integrationspreis 

Diese Auszeichnung ging im Berichtsjahr 
an einen global agierenden Autozulieferer, 
die Visteon GmbH und wurde vom Staats-
sekretär der Senatsverwaltung für Ge-
sundheit, Soziales und Verbraucher-
schutz, Herr Dr. Schulte-Sasse, über-
reicht. Der Integrationspreis wird fortan 
jährlich vergeben werden. 



Hauptfürsorgestelle Berlin 
Wer einen Gesundheitsschaden erleidet, 
für dessen Folgen die staatliche Gemein-
schaft in Abgeltung eines besonderen Op-
fers oder aus anderen versorgungsrechtli-
chen Gründen nach einsteht, hat ein 
Recht auf die notwendigen Maßnahmen 
zur Erhaltung, Besserung und Wiederher-
stellung der Gesundheit bzw. der Leis-
tungsfähigkeit sowie auf eine angemesse-
ne wirtschaftliche Versorgung. 
Die Leistungen des sozialen Entschädi-
gungsrechts sind innerhalb des Systems 
der Sozialleistungen durch eine Sonder-
stellung gekennzeichnet. Im Hinblick auf 
die größte Gruppe der Leistungs-
berechtigten werden die Fürsorgeleistun-
gen im sozialen Entschädigungsrecht 
auch Kriegsopferfürsorge genannt. 
Die Kriegsopferfürsorge (KOF), die im 
Bundesversorgungsgesetz (BVG) gere-
gelt, ist ein eigenständiger Teilbereich der 
Versorgung für Kriegsbeschädigte und 
deren Hinterbliebene, aber auch für die 
Opfer, die der Krieg unter der Zivilbevölke-
rung gefordert hat. Sie dient der Ergän-
zung der übrigen Leistungen des BVG 
durch besondere Hilfen im Einzelfall. Die 
Beschädigten und Hinterbliebenen haben 
Anspruch auf bedarfsorientierte Individu-
alhilfen sowie berufsfördernde Leistungen 
zur Rehabilitation. Dadurch sollen die An-
spruchsberechtigten in allen Lebenslagen 
unterstützt werden, um die Folgen der 
Schädigung oder den Verlust des Ehegat-
ten, Elternteils, Kindes oder Enkelkindes 
angemessen auszugleichen oder zu mil-
dern.  
Die Hauptfürsorgestelle im LAGeSo ist in 
Berlin landesweit für die Durchführung der 
Kriegsopferfürsorge und der Sondergeset-
ze im Rahmen des BVG zuständig. Die 
Sachbearbeitung erfolgt computergestützt 
mittels des IT-Fachverfahrens PROSOZ. 

In der Hauptfürsorgestelle wur-
den per 31.12.2003 insgesamt 
4.260 Kriegsbeschädigte und -
hinterbliebene im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge betreut.  

 

Es wurden 1.662 einmalige Leistungen 
(z.B. Erholungshilfen) und 3.378 laufende 
Leistungen (z.B. ergänzende Hilfe zum 
Lebensunterhalt) erbracht. Von den 4.260 
Hilfeempfängern wurden im Jahr 2003 
1.054 Personen in Pflegeheimen betreut. 
Ambulante Hilfe zur Pflege erhielten 443 
Empfänger. Laufende ergänzende Hilfe 
zum Lebensunterhalt erhielten 429 und 
Altenhilfe 322 Hilfeempfänger. 
Die Zahl der Erstanträge lag im Berichts-
jahr bei 223 Personen. dabei handelt es 
sich in erster Linie um Anträge auf Leis-
tungen der Altenhilfe oder Hilfe zur Pflege. 

 Leistungen (Anzahl) an 
Kriegsbeschädigte und -

hinterbliebene
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Sondergesetze 
Zu den Sondergesetzen, die das Bundes-
versorgungsgesetz für anwendbar erklärt 
haben, gehören vor allem 
��das Opferentschädigungsgesetz 

(OEG) 
��das Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
��das Soldatenversorgungsgesetz (SVG) 
��das Zivildienstgesetz (ZDG) 
��das Häftlingshilfegesetz (HHG) 
��das Strafrechtliche Rehabilitierungsge-

setz (StrRehaG)  
��das Verwaltungsrechtliche Rehabilitie-

rungsgesetz (VwRehaG) 

Insgesamt wurden zum 
31.12.2003 620 Versorgungsbe-
rechtigte nach den Sondergeset-
zen betreut. 



Ferner wurden in Amtshilfe fünf Versor-
gungsberechtigte mit Wohnsitz in der Re-
publik Polen betreut. Der Personenkreis 
der insgesamt 625 Versorgungsberechtig-
ten gliederte sich zum 31.12.2003 wie folgt 
auf: 

• OEG  393 Personen 

• IfSG  119 Personen 

• SVG    86 Personen 

• ZDG        3 Personen 

• StrRehaG    18 Personen 

• VwRehaG      1 Person 

• Osteuropahilfe     5 Personen 
 
Während für den Personenkreis nach dem 
BVG ein stetiger Rückgang der Fallzahlen 
auf Grund der demographischen Entwick-
lung zu verzeichnen ist, ist die Entwicklung 
im Bereich der Sondergesetze, insbeson-
dere OEG, IfSG, SVG und ZDG, steigend: 

Anspruchsberechtigte nach den 
Sondergesetzen von 2000 bis 2003
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Insgesamt wurden im Jahr 2003 
im Bereich der Sondergesetze 
805 laufende und einmalige Leis-
tungen erbracht. 
Die Leistungen betrugen insge-
samt 1.913.296 €. 

Die Zahl der Leistungsberechtigten (unter 
Berücksichtigung der Neuzugänge und 
Abgänge) stieg im Berichtsjahr um 65 (im 
Vorjahr 75). 

Allgemeine Leistungsvoraus-
setzungen 
Leistungen der KOF werden gewährt, 
wenn und soweit die Beschädigten infolge 
der Schädigung und die Hinterbliebenen 
infolge des Verlustes des „Ernährers“ nicht 
in der Lage sind, einen bestehenden Be-
darf aus den übrigen Leistungen nach 
dem BVG und dem sonstigen Einkommen 
und Vermögen zu decken. 
In welcher Höhe Einkommen und Vermö-
gen einzusetzen ist, wird je nach Leis-
tungsart unterschiedlich geregelt. Es gibt 
Frei- und Schonbeträge, durch die sich 
Leistungen der KOF erheblich von denen 
der Sozialhilfe abheben. Grundrente und 
Schwerstbeschädigtenzulage bleiben als 
Einkommen anrechnungsfrei. 

Leistungen der Hauptfürsorge-
stelle 
Im Folgenden sollen die einzelnen Leis-
tungsarten der Hauptsfürsorgestelle be-
schrieben werden. Die Hilfe zur Pflege ist 
dabei mit Abstand am umfangreichsten, 
was seine Ursache im hohen Alter der 
Versorgungsberechtigten hat, gefolgt von 
der Hilfe in besonderen Lebenslagen und 
der ergänzenden Hilfe zum Lebensunter-
halt. Sämtliche Angaben der im Berichts-
jahr 2003 eingesetzten Mittel verstehen 
sich ohne die Leistungen an Versorgungs-
berechtigte nach den Sondergesetzen. 

Hilfe zur Pflege 
Obwohl mit Einführung der Pflegeversi-
cherung im Jahre 1996 die Pflegekassen 
einen Teil der stationären Unterbringungs-
kosten tragen, die sonst zu Lasten der 
KOF gingen, werden mit der Pflegeversi-
cherung nicht alle Kosten eines Heimauf-
enthaltes abdeckt. Viele Leistungsberech-
tigte nach der KOF und gleichzeitige Emp-
fänger von Leistungen der Pflegekassen 
sind weiterhin auf Unterstützung durch die 
KOF angewiesen, da sie die Differenzbe-
träge nicht selbst aufbringen können. Die 
KOF hat hier eine unverzichtbare ergän-
zende Funktion. 

Die hierfür aufgewandten Mittel 
in 2003 betrugen 14.243.500 €. 



Hilfe in besonderen Lebenslagen 
Die Hilfe in besonderen Lebenslagen um-
fasst alle Maßnahmen der medizinischen, 
schulischen, beruflichen und sozialen Re-
habilitation. Aufgabe der Hilfe in besonde-
ren Lebenslagen ist vor allem, dem behin-
derten Menschen die Teilnahme am Le-
ben in der Gemeinschaft zu ermöglichen, 
zu erleichtern oder ihm die Ausübung ei-
nes angemessenen Berufs zu ermögli-
chen.  

Die hierfür aufgewandten Mittel 
in 2003 betrugen 5.583.422 €. 

Ergänzende Hilfe zum Lebensunter-
halt 
Aufgabe der Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Bundessozialhilfegesetz ist es, 
dem Empfänger die Führung eines men-
schenwürdigen Lebens zu ermöglichen. 
Aufgabe der KOF ist demgegenüber die 
Sicherstellung einer angemessenen wirt-
schaftlichen Versorgung der Beschädigten 
und Hinterbliebenen. 
Diese unterschiedlichen Gesetzesziele 
können im Ergebnis nur bedingt in Über-
einstimmung gebracht werden. Insbeson-
dere die Anknüpfung an die Regelsätze 
des Bundessozialhilfegesetzes zwingt 
dazu, die Leistungen im Wesentlichen am 
"notwendigen" und nicht am "angemesse-
nen" Lebensbedarf auszurichten. Ent-
schädigungsrechtlichen Gesichtspunkten 
wird bei laufenden Leistungen durch Zuer-
kennung von Freibeträgen Rechnung ge-
tragen. Zu den laufenden Leistungen ge-
hören auch monatlich gewährte Mietzu-
schüsse. 

Die  aufgewandten Mittel zum 
Lebensunterhalt in 2003 betru-
gen 1.746.927 €.  
Die aufgewandten Mittel für 
Mietzuschüsse in 2003 betrugen 
366.227 €. 

Altenhilfe 
Angesichts des hohen Durchschnittsalters 
der Anspruchsberechtigten haben alters-
spezifische Hilfen eine besondere Bedeu-
tung für die KOF. 

Aufgabe der Altenhilfe ist es, Schwierigkei-
ten, die durch das Alter entstehen, zu ver-
hüten, zu überwinden oder zu mildern. Sie 
soll den alten Menschen die Möglichkeit 
erhalten, einen eigenen Haushalt zu füh-
ren, Beziehungen zur Umwelt und soziale 
Kontakte zu erhalten sowie am Leben in 
der Gemeinschaft bzw. am kulturellen Ge-
schehen teilzunehmen. 

Die hierfür aufgewandten Mittel 
in 2003 betrugen 622.904 €. 

Hilfe zur Weiterführung des Haus-
halts 
Mit der Hilfe zur Weiterführung des Haus-
halts soll ein Verbleiben im gewohnten 
Lebensumfeld und der vertrauten Umge-
bung gesichert werden, wenn die Betrof-
fenen nicht mehr in der Lage sind, ihren 
Haushalt selbständig zu führen. 

Die hierfür aufgewandten Mittel 
in 2003 betrugen 196.488 €. 

Erholungshilfe 
Sie dient der Erhaltung der Gesundheit 
oder der Arbeitsfähigkeit und wird in der 
Regel alle zwei Jahre gewährt. 

Die hierfür aufgewandten Mittel 
in 2003 betrugen 110.293 €. 

Berufliche Reha-Maßnahmen 
Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben sollen die erstmalige Eingliederung 
oder die Wiedereingliederung der Beschä-
digten in Arbeit, Beruf und Gesellschaft 
sicherstellen. Sie sollen den Willen zur 
Selbsthilfe stärken und die Fähigkeit ver-
mitteln, (wieder) einen angemessenen 
Arbeitsplatz im Wirtschaftsleben einzu-
nehmen und so eine ausreichende und 
angemessene Existenzgrundlage zu 
schaffen. Der Umfang der möglichen Hil-
fen ist weit und erfordert von den Mitarbei-
tern des Landesamtes großes persönli-
ches Engagement, um ihren fristgerechten 
Beitrag zum erfolgreichen Abschluss einer 
solchen Maßnahme zu leisten. 

Krankenhilfe 
Leistungen der Krankenhilfe setzen eine 
behandlungsbedürftige Krankheit voraus. 



Für Berechtigte nach dem BVG, die in der 
gesetzlichen Krankenversicherung oder 
anderweitig krankenversichert sind gilt, 
dass aufstockende Leistungen der KOF 
gewährt werden können, wenn ihre Kran-
kenkasse nicht den medizinisch notwendi-
gen Bedarf in vollem Umfang abdeckt. Die 
Leistungen der Krankenhilfe sind einkom-
men- und vermögensabhängig. 

Die hierfür aufgewandten Mittel 
in 2003 betrugen 21.403 €. 

Erziehungsbeihilfe 
Mit der Erziehungsbeihilfe werden Maß-
nahmen der Erziehung, der Schul- und 
Berufsausbildung und in besonderen Fäl-
len auch Maßnahmen der beruflichen 
Fortbildung unterstützt.  

Die hierfür aufgewandten Mittel 
in 2003 betrugen 7.079 €. 

Wohnungshilfe 
Ferner gibt es noch die Möglichkeit der 
Wohnungshilfe, die der besonderen Aus-
gestaltung oder baulichen Veränderung 
vorhandenen Wohnraums dient, wenn 
dies nach Art und Schwere der Schädi-
gung notwendig ist. Im Berichtsjahr wurde 
jedoch von dieser Art der Leistung kein 
Gebrauch gemacht. 

Fürsorgerischer Dienst 
Die Sozialarbeiter des Fürsorgerischen 
Dienstes der Hauptfürsorgestelle ergän-
zen die Sozialleistungen für Beschädigte 
und Hinterbliebene durch persönliche und 
telefonische Fachberatung, durch Haus-
besuche, Besuche von Einrichtungen und 
Sozialstationen.  

Im Jahr 2003 wurden insgesamt 
1.384 Fachberatungen durchge-
führt. 

 
 
 
 

Ausgaben der Hauptfürsorgestelle 
2003 zusammengefasst: 
Hilfe zur beruflichen Re-
habilitation 

1.969 €

Krankenhilfe 21.403 €
Hilfe zur Pflege 14.243.500 €
Hilfe zur Weiterführung 
des Haushalts 

196.488 €

Altenhilfe 622.904 €
Erziehungsbeihilfe 7.079 €
Ergänzende Hilfe zum 
Lebensunterhalt 

1.746.927 €

Erholungshilfe 110.293 €
Wohnungshilfe - €
Hilfe in besonderen Le-
benslagen 

5.583.422 €

Mietzuschüsse 366.227 €
Ausgaben für Berechtig-
te nach den Sonderge-
setzen 

1.913.296 €

Insgesamt 24.813.508 €

 
Das Land Berlin erhält für die Ausgaben 
im Bereich der Kriegsopferfürsorge eine 
Erstattung durch den Bund von 80%. Aus-
gaben nach dem Soldatenversorgungsge-
setz werden durch den Bund zu 100% 
getragen, für Ausgaben nach dem Opfer-
entschädigungsgesetz werden 40% durch 
den Bund erstattet. 



Landesprüfungsamt 
Aufgrund bundesgesetzlicher Regelungen 
sind die schriftlichen Staatsprüfungen im 
Bereich der  

• Humanmedizin und der  

• Pharmazie  
bundesweit zum selben Zeitpunkt mit den 
selben Prüfungsfragen durchzuführen. Im 
Land Berlin wird diese Aufgabe durch das 
Landesprüfungsamt beim LAGeSo wahr-
genommen. Ferner werden durch das 
Landesprüfungsamt auch die Staatsprü-
fungen für die Bereiche Zahnmedizin, 
Psychotherapie und Veterinärmedizin or-
ganisiert und durchgeführt. 
Im Berichtsjahr erfolgte eine Neuordnung 
der Hochschulmedizin in Berlin. So wur-
den die medizinischen Fakultäten bzw. 
Fachbereiche der Freien Universität Berlin 
(FU) und der Humboldt-Universität (HUB) 
zu der Körperschaft des Öffentlichen 
Rechts „Charité - Universitätsmedizin Ber-
lin“ zusammengefasst, die Gliedkörper-
schaft der FU und der HUB ist. Die Medi-
zinstudenten sind damit sowohl an der FU 
als auch an der HUB immatrikuliert. Für 
das Landesprüfungsamt ergibt sich der 
Vorteil, nur noch einen Ansprechpartner 
zu haben, statt wie bisher zwei Universitä-
ten. 

Humanmedizin 
Am 1. Oktober 2003 trat eine neue Appro-
bationsordnung für Ärzte (ÄAppO) in Kraft. 
Die für das Landesprüfungsamt bedeut-
samste Änderung ist, dass statt der bisher 
von den Medizinstudenten abzulegenden 
vier Prüfungen (Ärztliche Vorprüfung, Ers-
ter, Zweiter und Dritter Abschnitt der Ärzt-
lichen Prüfung) nur noch zwei Prüfungen 
abzuleisten sind: Der Erste Abschnitt der 
Ärztlichen Prüfung nach einem Medizin-
studium von zwei Jahren und der Zweite 
Abschnitt der Ärztlichen Prüfung am Ende 
des Studiums, also nach einem Medizin-
studium von sechs Jahren (vier Jahre 
nach Bestehen des Ersten Abschnitts der 
Ärztlichen Prüfung einschließlich des 
Praktischen Jahres, das im sechsten Stu-
dienjahr abgeleistet wird). 

Die erste Prüfung, die nach dem neuen 
Recht durchgeführt wird, wird der Erste 
Abschnitt der Ärztlichen Prüfung (schriftli-
cher und mündlich-praktischer Teil) im 
Sommer 2005 sein. Die Ärztliche Vorprü-
fung nach altem Recht wird bis zum 30. 
April 2006, der Erste Abschnitt der Ärztli-
chen Prüfung nach altem Recht bis zum 1. 
Oktober 2005, der Zweite Abschnitt nach 
altem Recht bis zum 1. Oktober 2006 und 
der Dritte Abschnitt nach altem Recht oh-
ne zeitliche Begrenzung durchgeführt. 
Die folgende Übersicht gibt die Prüflings-
zahlen und Prüfungsergebnisse in den vier 
ärztlichen Prüfungen im Berichtsjahr an. 
Prüfungszahlen im Fach Humanmedizin im Jahr 2003 

 

Ärztlichen 
Prüfungen 

Ärztliche 
Vorprüfung

1. 
Abschnitt 

2. 
Abschnitt 

3. 
Abschnitt

Angemeldete 
Prüfling 

1341 1029 921 943 

Rücktritte/ Zu- 
rückweisungen 

503 109 93 40 

Teilnehmer 838 910 828 903 
Bestandene 
Examen 

666 839 810 893 

Nicht bestande-
ne Examina 

172 81 18 10 

Die im Berichtsjahr in Berlin erteilten Ap-
probationen bzw. Berufserlaubnisse an 
Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und Tierärzte 
sowie an Psychologische Psychothera-
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten stellen sich wie folgt dar: 

Erteilte Approbationen in Berlin 2003 
Insgesamt 

Berufsgruppe 
Σ männlich weiblich

Ärzte 947 507 440 

Zahnärzte 159 71 88 

Apotheker 214 55 159 

Tierärzte 214 52 162 

Psychologische  
Psychotherapeuten 

103 36 67 

Kinder- und Jugendlich- 
enpsychotherapeuten 

30 9 21 

 
 
 
 
 



                    Berufserlaubnisse 2003 *) 

Frauen insgesamt darunter Aus-
länder 

Ärztinnen 127 93 

Zahnärztinnen 31 27 

Apothekerinnen 15 13 

Tierärztinnen 3 3 

Männer insgesamt darunter Aus-
länder 

Ärzte 145 125 

Zahnärzte 36 29 

Apotheker 15 14 

Tierärzte 4 2 
*) Berufserlaubnisse für Psychologische Psychothera- 
peuten/innen sowie Kinder und Jugendlichenpsycho-
therapeuten/innen wurden in 2003 nicht ausgesprochen 
 

Pharmazie  
Im Jahre 2001 wurde durch eine Änderung 
der Approbationsordnung für Apotheker 
die Stoffgebiete des Studiums der Phar-
mazie sowie der Prüfungsstoff der einzel-
nen Abschnitte der Pharmazeutischen 
Prüfung erweitert. So sind jetzt im ersten 
Abschnitt der pharmazeutischen Prüfung 
die Gebiete Humanbiologie und Arznei-
formenlehre zu absolvieren. Arzneiformen-
lehre wurde Bestandteil des zweiten Ab-
schnitts der pharmazeutischen Prüfung, 
das Fach Humanbiologie ist neu hinzuge-
kommen. Im Berichtsjahr 2003 fanden 
erstmals für 52 Studenten, die ihr Studium 
nach dem Stichtag 1. Oktober 2001 be-
gonnen hatten, diese neuen Bestimmun-
gen Anwendung. 

Im Jahr 2003 haben  
152 Personen den Ersten Ab-
schnitt, 
161 Personen den Zweiten Ab-
schnitt und 
153 Personen den Dritten Ab-
schnitt der Pharmazeutischen 
Prüfung mit Erfolg absolviert. 
Von diesen Personen sind 80 % 
weiblichen Geschlechts. 

 

Nichtakademische Heilberufe 
Das Landesamt ist auch für die nichtaka-
demischen Heilberufe zuständig, aner-
kennt und beaufsichtigt die Ausbildungen/ 
Weiterbildungen und deren Lehranstalten. 
Es werden die erforderlichen staatlichen 
Prüfungen durchgeführt und Zeugnisse 
und Berufsanerkennungen für diese Be-
rufsgruppen erteilt. 
Es handelt sich hierbei zum einen um die 
bundesrechtlich geregelten Berufe (wie 
z.B. Krankenschwestern/-pfleger, Masseu-
re, Physiotherapeuten, Hebammen u.a), 
zum anderen um die nach Berliner Lan-
desrecht geregelten Medizinalfachberufe, 
die es nicht in allen Bundesländern gibt 
(Desinfektoren, Gesundheitsaufseher, 
Hufbeschlagsschmiede, Kardiotechniker 
und Lebensmittelkontrolleure). 
Im Berichtsjahr wurden Berufsbezeich-
nungserlaubnisse für Medizinalfachberufe 
in folgendem Umfang erteilt: 
     Berufsbezeichnungserlaubnisse in 2003 
Berufsbezeichnung Anzahl 

Krankenschwester/pfleger 906 

Diätassistent/in 25 

Rettungsassistent/in 104 

Ergotherapeut/in 73 

Med. Sektions.-u.Präparations Assistent/in 19 

Logopäde/in 33 

Krankenpflegehelfer/in 80 

Kinderkrankenschwester/pfleger 49 

Hebammen/Entbindungspfleger 21 

MTL/MTR/MTF 103 

Pharmazeutisch-techn. Assistent/in 68 

Hufbeschlagsschmied/in 12 

Physiotherapeut/in 359 

Masseur/in u. med. Bademeister/in 44 

Podologe/in 27 

 
Die im Berichtszeitraum erfolgten staatli-
chen Anerkennungen für sozialpflegeri-
sche Berufe gehen aus der folgenden Ta-
belle hervor:  
Berufsbezeichnung Anzahl 

Altenpfleger/in 411 

Heilerziehungspfleger/in 191 

Familienpfleger/in 8 



Kundenbefragung 
Eine zum Zweck der Qualitätssicherung im 
Jahr 2003 durchgeführte Kundenbefra-
gung ergab eine hohe Zufriedenheit mit 
den Leistungen der Mitarbeiter im Rahmen 
der Zertifizierung und der Ausstellung von 
Bescheinigungen.  
In der Auswertung zeigte sich, dass 84% 
der Befragten die Atmosphäre als kunden-
freundlich empfanden und 87 % der Be-
fragten den Mitarbeitern eine hohe fachli-
che Kompetenz bescheinigten. 85% der 
Befragten waren auch mit der Bearbei-
tungsdauer zufrieden. 
Diese Umfrageergebnisse dokumentieren, 
dass das LAGeSo bereits in vielen Punk-
ten dem Erscheinungsbild einer modernen 
Dienstleistungsbehörde entspricht und der 
bislang eingeschlagene Weg zur Verbes-
serung der Qualität im Rahmen der Berli-
ner Verwaltungsreform konsequent weiter 
verfolgt werden sollte. 

Neue gesetzliche Regelung für den 
Beruf „Altenpfleger/in“ 
Bislang erfuhr auch der sozialpflegerische 
Beruf „Altenpfleger/in“ eine landesrechtli-
che Regelung. Seit dem 1. August 2003 ist 
dieser Beruf bundesrechtlich geregelt, 
wobei es in Berlin hierfür eine geteilte Zu-
ständigkeit gibt. Die Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Sport ist für den the-
oretischen Teil der Ausbildung zuständig, 
und die Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Soziales und Verbraucherschutz ist für 
den praktischen Teil der Ausbildung feder-
führend. 
Die Gesamtverantwortung für die Alten-
pflegeausbildung obliegt den 11 in Berlin 
anerkannten Berufsfachschulen für Alten-
pflege. Nach abgeschlossener Ausbildung 
erteilt das LAGeSo die Erlaubnis zum Füh-
ren der Berufsbezeichnung „Altenpfle-
ger/in“. 

Neue gesetzliche Regelungen für im 
Ausland erworbene Berufsab-
schlüsse 
Für Ausbildungen, die im nichteuropäi-
schen Ausland abgeschlossen wurden, 
konnte im Jahr 2003 durch eine gesetzli-
che Regelung auch eine Kenntnisstands-

prüfung für akademische und nichtakade-
mische Heilberufe eingeführt werden. Statt 
der bisher nur möglichen Gleichwertig-
keitsprüfung des ausländischen Ausbil-
dungsganges mit dem in Deutschland vor-
geschriebenen konnte die Beibringung von 
Ausbildungsnachweisen durch die An-
tragsteller vereinfacht werden. Durch die 
Teilnahme an einer der staatlichen Prü-
fung inhaltlich entsprechenden Kenntnis-
standsprüfung gelangen die Antragsteller 
zu einer deutschen Berufserlaubnis. Dies 
hat zu einer deutlichen zeitlichen Entlas-
tung bei der Bearbeitung geführt, weil um-
fangreiche Recherchen bei unzureichen-
den Antragsunterlagen entfallen können. 
Der Antragsteller erspart sich bei der Teil-
nahme an der Kenntnisstandsprüfung die 
zeitraubende und teilweise kaum zu leis-
tende Mitwirkung bei der Beschaffung 
notwendiger Unterlagen oder auch lang-
dauernder Praktika zur Feststellung der 
Eignung. 
Im Jahre 2003 wurden 15 Überprüfungen 
des Kenntnisstandes bei Krankenschwes-
tern (13), Logopäden (1) und Physiothera-
peuten (1) durchgeführt. Aus den im De-
zember 2003 bereits vorliegenden Anträ-
gen auf Überprüfung des Kenntnisstandes 
lässt sich erkennen, das im Jahr 2004 die 
Zahl der Kenntnisstandsprüfungen erheb-
lich höher liegen wird. 

Lehranstalten  
Im Land Berlin ist die Aufsicht über die 
Lehranstalten für Medizinalfachberufe dem 
Landesamt zugeordnet und nicht wie in 
anderen Ländern der Schulverwaltung. 

Es wurden im Berichtsjahr an 
diesen Schulen 8.340 Ausbil-
dungsplätze genehmigt, davon 
wurden jedoch nur 5.571 Plätze 
beansprucht (Auslastung 66,8 
%). 
Insgesamt waren an den Lehr-
anstalten 1.273 männliche und 
4.298 weibliche Auszubildende 
eingeschrieben. 



Krankenhausaufsicht 
Die Krankenhausaufsicht überwacht als 
Ordnungs- und Genehmigungsbehörde 
den Betrieb aller Krankenhäuser im Land 
Berlin, unabhängig von ihrer Trägerschaft 
und auch unabhängig davon, ob die Kran-
kenhäuser im Krankenhausplan aufge-
nommen sind oder nicht. 
Gesetzliche Grundlagen sind das Landes-
krankenhausgesetz, die Krankenhausbe-
triebsverordnung und für die Privatkran-
kenanstalten das Gewerberecht (hier § 30 
Gewerbeordnung). 
Im Jahre 2003 waren wie in den Vorjahren 
weitere Bettenreduzierungen zu verzeich-
nen. Auf der Grundlage der im Mai 2003 
von der Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Soziales und Verbraucherschutz verab-
schiedeten Fortschreibung des Kranken-
hausplanes von 1999 wurden entspre-
chende Umstrukturierungen in den Kran-
kenhäusern vorgenommen, die auch teil-
weise mit zu genehmigenden Baumaß-
nahmen verbunden sind und die letztend-
lich zu Bettenreduzierungen führen. 

Die Anzahl der genehmigten Bet-
ten sank im Jahr 2003 auf 
23.557 (vorher 23.998 Betten). 
In den im Krankenhausplan auf-
genommenen Krankenhäusern 
sank die Zahl von 22.908 auf 
22.338 Betten 

Im Bereich der Universitätsmedizin in Ber-
lin hat sich bisher die Bettenzahl nur ge-
ringfügig von 3.500 genehmigten auf 
3.473 Betten verändert. Der Kranken-
hausplan sieht bis zum Jahre 2005 eine 
weitere Reduzierung auf 3.117 Betten in 
der Universitätsmedizin vor. 
Während insgesamt in Land Berlin die 
Gesamtbettenzahl rückläufig ist, ist bei 
den Privatkrankenanstalten eine Zunahme 
der Krankenhäuser und auch der Betten 
zu verzeichnen. Hierbei handelt es sich in 
der Regel um kleinere Krankenhäuser mit 
einer Bettenzahl von unter 10 Betten und 
Spezialisierungen auf den Gebieten z.B. 
der Schönheitschirurgie, Zahnmedizin 
oder auch Augenheilkunde. 

Die Zahl der Krankenhäuser in 
privater Trägerschaft stieg in 
2003 von 19 auf 24 und die Bet-
tenzahl von 250 auf 303. 

Aufgrund der Zunahme der Zahl der Pri-
vatkrankenanstalten ist die Gesamtzahl 
der Krankenhäuser in 2003 von 82 auf 87 
Krankenhäuser angestiegen. Im Ergebnis 
der Reduzierungen nach dem Kranken-
hausplan wird sich die Gesamtbettenzahl 
voraussichtlich von derzeit 22.338 Plan-
betten auf 21.135 Planbetten bis zum Jahr 
2005 verringern. 
Die in den nächsten Jahren mit dem Bet-
tenabbau verbundenen Umstrukturierun-
gen und teilweise auch erforderlichen 
Baumaßnahmen in den Plankrankenhäu-
sern werden ordnungsbehördlich durch die 
Krankenhausaufsicht überprüft und ge-
nehmigt werden. 
 
 

Heimaufsicht 
Im Jahr 2003 kehrte die Heimaufsicht 
nach dreijähriger bezirklicher Zugehörig-
keit als gesamtstädtische Aufgabe wieder 
in das LAGeSo zurück. Eine Verwaltungs-
vereinbarung zwischen dem LAGeSo und 
dem Bezirk Tempelhof-Schöneberg 
sicherte die schrittweise Überleitung im 
Berichtjahr ab. 
Die Heimaufsicht überwacht die über 500 
teil- und vollstationären Pflegeeinrichtun-
gen sowie Einrichtungen nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz (BSHG) wie z.B. 
Wohnstätten und Wohngruppen für 
Schwermehrfachbehinderte in Berlin mit 
mehr als 34.000 Plätzen durch anlassbe-
zogene (z.B. Beschwerden) und wieder-
kehrende Prüfungen in Abstimmung mit 
den Pflegekassen, dem Medizinischen 
Dienst der Krankenkassen und dem Sozi-
alleistungsträger. 
Gemäß Heimgesetz (HeimG) und der da-
zu erlassenen Rechtsverordnungen infor-
miert und berät die Heimaufsicht darüber 
hinaus u.a. Bewohner, Heimbeiräte bzw. 
Heimfürsprecher, Träger von Einrichtun-
gen sowie Personen und Träger, die den 
Betrieb von Einrichtungen anstreben. 



In den Jahren 2002 und 2003 
gingen bei der Heimaufsicht ins-
gesamt 101 Beschwerden ein. 
131 Einrichtungen wurden vor 
Ort geprüft. 

Das in den letzten Jahren erheblich erwei-
terte Aufgabenspektrum der Heimaufsicht 
erfordert in den nächsten Jahren besonde-
re Anstrengungen des LAGeSo hinsicht-
lich der weiteren Ergänzung der Personal-
ausstattung, der inhaltlichen Ausgestal-
tung der Zusammenarbeit, insbesondere 
mit den Pflegekassen und der Verbesse-
rung der internen Geschäftsprozesse. 



Gesamtstädtische Aufga-
ben des Sozialwesens 

50 Jahre Marienfelde 
Am 14. April 1953 wurde auf dem Gelände 
der Marienfelder Allee 66-80 im Ortsteil 
Marienfelde das Notaufnahmelager durch 
den damaligen Bundespräsidenten Theo-
dor Heuss und den Regierenden Bürger-
meister von Berlin Ernst Reuter einge-
weiht. 
Als Symbol von Freiheit und Hoffnung 
stand das „Lager Marienfelde“ fast 40 Jah-
re im internationalen Rampenlicht und war 
erste Anlaufstelle für Flüchtlinge und Ü-
bersiedler aus der DDR. Allein von 1953 
bis 1961 wurden in Marienfelde 1.159.203 
Flüchtlinge aufgenommen. Den letzten 
Höhepunkt in dieser Geschichte bilden die 
Ereignisse um den 9. November 1989, in 
dessen Folge bis zu 1.500 Menschen täg-
lich um Aufnahme baten. 
Seit 1964 wurden in Marienfelde auch 
Aussiedler aufgenommen. Sie kamen bis 
1991 mehrheitlich aus Polen. Die zweit-
größte Gruppe kam aus Rumänien. In 
Folge dessen erfolgte 1978 die Umbenen-
nung in Durchgangslager für Aussiedler 
und Zuwanderer (DAZ). Am 3. Oktober 
1990 entstand aus dem Durchgangslager 
die Zentrale Aufnahmestelle des Landes 
Berlin für Aussiedler (ZAB). 
Die veränderten politischen Verhältnisse in 
Osteuropa verbunden mit der Neufassung 
des Bundesvertriebenengesetzes durch 
das Kriegsfolgenbereinigungsgesetz in 
1993 führten dazu, dass seitdem in der 
ZAB fast ausschließlich Spätaussiedler 
aus dem Gebiet der ehemaligen Sowjet-
union eintreffen. 
Im Berichtsjahr 2003 konnte die Marien-
felder Einrichtung auf ihr 50-jähriges Be-
stehen zurückblicken. Um der Bedeutung 
dieses Ereignisses gerecht zu werden, hat 
das Landesamt gemeinsam mit dem auf 
dem Gelände angesiedelten Verein Erin-
nerungsstätte Notaufnahmelager Marien-
felde eine Festveranstaltung durchgeführt, 
der über 150 geladene Ehrengäste aus 
Politik, Kultur und Wirtschaft beiwohnten. 
Der Vertreter des Bundespräsidenten und 

Präsident des Bundesrates, Herr Minister-
präsident Prof. Dr. Wolfgang Böhmer war 
Festredner, die Bürgermeisterin von Ber-
lin, Justizsenatorin Karin Schubert lud 
nach dem offiziellen Festakt zu einem Se-
natsempfang ein. 
Auf dem Gelände der ZAB fand zeitgleich 
ein Tag der offenen Tür statt, der vom 
Präsidenten des Landesamtes eröffnet 
wurde. Zahlreiche Besucher, darunter 
auch viele Bewohner des ehemaligen 
Notaufnahmelagers, nutzten dieses Ange-
bot. Es gab u.a. ein abwechslungsreiches 
kulturelles Programm für Jung und Alt, 
Geländeführungen und Filmvorführungen. 
Die durchweg positiven Rückmeldungen 
waren Anerkennung für die Arbeit der Or-
ganisatoren und Helfer. 
 
 

Spätaussiedler 

Zentrale Aufnahmestelle des Landes 
Berlin für Aussiedler (ZAB) 
Die Aufgabe der ZAB besteht darin, Spät-
aussiedler deutscher Herkunft und deren 
Familienangehörige im Land Berlin aufzu-
nehmen. Die hier eintreffenden Spätaus-
siedler sind zuvor in der Erstaufnahmeein-
richtung des Bundes in Friedland (Nieder-
sachsen) registriert und nach Berlin verteilt 
worden. 
Das Land Berlin erhält die im Bundesver-
triebenengesetz (BVFG) festgelegte Quote 
von 2,7 % aller in der Bundesrepublik 
Deutschland eintreffenden Spätaussiedler 
einschließlich der Angehörigen zugewie-
sen. 

Zugangsentwicklung Spätaussiedler 
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Im Jahr 2003 wurden in der ZAB 1.973 
Personen aufgenommen, wobei der Anteil 
der Spätaussiedler lediglich 21,4 % betrug 
und 78,6 % auf Ehegatten und Abkömm-
linge sowie andere Familienangehörige 
entfiel. 
Heutzutage kommen diese Menschen fast 
ausschließlich aus den Nachfolgestaaten 
der ehemaligen Sowjetunion, insbesonde-
re Russland, Kasachstan und Ukraine. Sie 
verbleiben in der ZAB grundsätzlich bis 
zum Bezug einer eigenen Wohnung. Von 
daher fungiert die ZAB neben der Erstauf-
nahmesicherung auch als Übergangs-
wohnheim. Im Jahr 2003 betrug die durch-
schnittliche Verweilzeit der hier aufge-
nommenen Personen rd. 3 Monate. Nur in 
Situationen, wo die vorhandene Unterbrin-
gungskapazität nicht mehr ausreicht oder 
bei verhaltensbedingten Erfordernissen 
werden Spätaussiedler in andere Unter-
bringungseinrichtungen weitergeleitet. 
Die ZAB verfügte im Jahr 2003 für Unter-
bringungszwecke über 156 Wohnungen 
jeweils mit Küche und Bad. Das entspricht 
einer Kapazität von 637 Bettenplätzen. 
Davon waren durchschnittlich 543 belegt, 
was eine Auslastung von rd. 85,2 % be-
deutet. Insgesamt wurden 197.853 Über-
nachtungen gezählt. 
Neben der Aufnahme der Spätaussiedler 
wird seitens der ZAB die Bewirtschaftung 
der gesamten im Eigentum des Bundes 
befindlichen Liegenschaft (ca. 22.000 m²) 
einschließlich der Gebäude mit Büros ge-
währleistet, in denen Betreuungsorganisa-
tionen und Arbeitsbereiche des Lan-
desamtes untergebracht sind. 

Beratungsstelle für Spätaussiedler 
Die Arbeitsbereiche Erstberatung/ Wohn-
raumvermittlung und Sozialdienst, die für 
die Beratung und Betreuung von Spätaus-
siedlern der ZAB zuständig sind, bilden 
seit Oktober 2003 eine Organisationsein-
heit.  
Der Schwerpunkt der Erstberatung besteht 
in einer intensiven Eingliederungsbera-
tung, die sich auf Orientierungshilfen bei 
den ersten Schritten der Spätaussiedler in 
Berlin konzentriert. Dabei geht es vor al-
lem um die Vermittlung institutioneller 
Strukturen der materiellen, sozialen und 
gesundheitlichen Eingliederung. Die indi-

viduell gestaltete Erstberatung hat das 
Ziel, Berührungsängste abzubauen und 
positive Einstellungen zu erzeugen.  
Die Versorgung von Spätaussiedlern mit 
eigenem Wohnraum konnte im Berichts-
zeitraum intensiviert werden. 

Im Jahr 2003 wurden 676 Woh-
nungen für 1.440 Spätaussiedler 
vermittelt. 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr 
ca.1.200 Wohnungsangebote unterbreitet. 
Durch intensive Kontakte zu Wohnungs-
baugesellschaften konnte besonders für 
alte Menschen und kinderreiche Familien 
sowie Spätaussiedler mit einer hohen 
Verweildauer in der ZAB Wohnraum be-
schafft werden. 
Der Sozialdienst steht den ZAB-
Bewohnern sowie Spätaussiedlern in den 
Außenwohnheimen zur Verfügung. Bei 
Bezug einer eigenen Wohnung vermittelt 
der Sozialdienst die ZAB-Bewohner an 
das soziale Netz auf Bezirksebene, be-
treut und berät aber in Problemfällen wei-
terhin alle Spätaussiedler. Schwerpunkte 
der Beratung und Betreuung sind migrati-
onsbedingte Krankheiten, Behinderung 
oder Krisensituationen in den Familien. 
Regelmäßige Hausbesuche sind ein wich-
tiger Bestandteil der Betreuung. Auf 
Grundlage der Case-Management-
Methode werden jeweils individuelle Integ-
rationsförderpläne in aktiver Zusammen-
arbeit mit dem betroffenen Spätaussiedler 
erstellt. 
Die Integrationsarbeit der Bereiche Erstbe-
ratung/ Wohnraumvermittlung und Sozial-
dienst stärkt die Selbsthilfekräfte der 
Spätaussiedler und zeichnet sich durch 
intensive Kooperation mit anderen Ämtern 
der Berliner Verwaltung aus sowie durch 
eine bedarfsorientierte Vermittlung der 
Spätaussiedler an Verbände und Organi-
sationen. 

Statusfeststellung nach Bundesver-
triebenengesetz (BVFG) und Leis-
tungen nach dem Vertriebenenzu-
wendungsgesetz 
Seit der neusten Überarbeitung der vorläu-
figen Richtlinien zu § 6 BVFG im Novem-
ber 2001 setzt die Feststellung der deut-



schen Volkszugehörigkeit die Abstam-
mung von mindestens einem Elternteil mit 
deutscher Staatsangehörigkeit oder deut-
scher Volkszugehörigkeit voraus. Auch ist 
ein durchgängiges Bekenntnis ausschließ-
lich zur deutschen Nationalität bis zum 
Verlassen der Aussiedlungsgebiete erfor-
derlich. Hinsichtlich der Sprachkenntnisse 
muss der Spätaussiedler zum Zeitpunkt 
der Aussiedlung ein einfaches Gespräch 
auf Deutsch führen können. 
Spätaussiedler, die aus der ehemaligen 
Sowjetunion kommen, erhalten, wenn sie 
vor dem 1.1.1946 geboren sind eine ein-
malige Eingliederungshilfe in Höhe von 
3067,75 €. Sind sie vor dem 1.4.1956 ge-
boren, beträgt die Eingliederungshilfe 
2045,17 €. 
Die Antrags- und Anerkennungszahlen auf 
diesem Gebiet sind insgesamt rückläufig.  
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Spätaussiedlerbescheinigungen (§ 15 BVFG) 
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Jüdische Zuwanderer 
Die Rechtsgrundlage für die geregelte 
Aufnahme jüdischer Zuwanderer geht auf 
die Konferenz der Ministerpräsidenten der 
Länder im Januar 1991 zurück. Diese be-
schloss, dass die Einreise dieses Perso-
nenkreises aus der ehemaligen Sowjet-
union in die Bundesrepublik Deutschland 
dauerhaft ermöglicht werden soll. Die Auf-
nahme erfolgt bis heute in analoger An-
wendung des Gesetzes über die Maß-
nahmen für im Rahmen humanitärer Hilfs-
aktionen aufgenommene Flüchtlinge vom 
22.07.1980 (Kontingentflüchtlingsgesetz).  
Die aufgenommenen jüdischen Zuwande-
rer erhalten den Status von Kontingent-
flüchtlingen sowie eine unbefristete Auf-
enthaltserlaubnis. Die Verteilung des Per-
sonenkreises auf die Länder der Bundes-
republik Deutschland erfolgt entsprechend 
einem bundesweit vereinbarten Quoten-
schlüssel. Hiernach hat Berlin 2,3 % der 
jüdischen Zuwanderer aufzunehmen. Auf-
grund einer seit 1991 bestehenden Über-
erfüllung dieser Quote durch Berlin ist das 
reguläre Aufnahmeverfahren ausgesetzt. 
Um unvertretbare Härten zu vermeiden 
und weiterhin Familienzusammenführung 
bzw. Familiennachzug zu ermöglichen und 
zur Stärkung jüdischen Lebens in Berlin, 
erfolgen aber ständig weitere Aufnahmen 
im Rahmen eines Härtefallverfahrens nach 
eingehender Einzelfallprüfung. Auf dieser 
Grundlage sind in den Jahren 2000 - 2003 
folgende Personenzahlen aufgenommen 
worden:  
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Rehabilitierung von Verfolgten 
in der ehemaligen DDR 
Nach dem zuletzt Ende 2003 geänderten 
Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz 
(StrRehaG bzw. 1. SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetz) werden Kapitalentschä-
digungen für in der ehemaligen DDR 
rechtsstaatswidrig erlittene Haftzeiten, 
haftähnliche Einweisungen in Jugend-
werkhöfe, psychiatrische Kliniken und zu 
Unrecht gezahlte Rechtsanwaltskosten 
geleistet. 
Von Oktober 1992 bis Ende 2003 wurden 
insgesamt 19.205 Anträge gestellt, von 
denen insgesamt 18.641 Anträge ab-
schließend bearbeitet worden sind. Seit 
2000 ist eine Nachzahlung auf die Kapital-
entschädigung pro angefangenen Haftmo-
nat möglich. In diesem Zusammenhang 
wurden bis Ende 2003 insgesamt 8.631 
Anträge gestellt, von denen 8.486 Anträge 
abschließend bearbeitet worden sind.  

Allein im Jahr 2003 sind 680 An-
träge eingegangen und 741 erle-
digt. 

Seit dem Jahr 2000 wurden insgesamt 
über 15 Mio. € als Entschädigungen für 
Haftzeiten in der ehemaligen DDR gezahlt.  

Im Jahr 2003 waren es auf 
Grund des Rückgangs der An-
tragszahlen rd. 1,6 Mio. €. 

Durch das 1994 in Kraft getretene 2. SED-
Unrechtsbereinigungsgesetz (2. SED-
UnBerG), das aus dem Verwaltungsrecht-
lichen Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG) 
und dem Beruflichen Rehabilitierungsge-
setz (BerRehaG) besteht, wird Opfern von 
Verwaltungswillkür und Verwaltungsun-
recht der DDR sowie den im Berufsleben 
politisch Verfolgten ein Weg eröffnet, sich 
vom Makel persönlicher Diskriminierung 
zu befreien und soziale Ausgleichsleistun-
gen in Anspruch zu nehmen. 
Die Rehabilitierung kann u.a. zu Leistun-
gen nach dem Vermögensgesetz, dem 
Bundesversorgungsgesetz und zum Aus-
gleich verfolgungsbedingter Nachteile in 
der Rentenversicherung führen. Bis Ende 
2003 wurden 17.884 Anträge gestellt, von 
denen 16.249 erledigt wurden. Der 
Schwerpunkt der Rehabilitierungsanträge 
liegt im Bereich der Beruflichen Rehabili-

tierung mit dem Ziel einer Erhöhung der 
Rentenansprüche. Hier ist weiterhin ein 
reger Antragseingang zu verzeichnen. 

So wurden im Jahr 2003 1.010 
Anträge auf berufliche Rehabili-
tierung gestellt und 1.202 erle-
digt. 

Mit Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung rehabilitierungsrechtlicher Vor-
schriften Ende 2003 wurden die Antrags-
fristen auf strafrechtliche, berufliche und 
verwaltungsrechtliche Rehabilitierung bis 
Ende 2007 verlängert. 
 

Berliner Unterbringungs-
leitstelle (BUL) 
In der BUL sind der Zentrale Soziale Bet-
tennachweis und die Leitstelle zur Unter-
bringung von Wohnungslosen zusammen-
gefasst worden. Die BUL bringt Asylbe-
werber, Bürgerkriegsflüchtlinge, deutsche 
und ausländische Wohnungslose sowie 
bei Bedarf Aussiedler im Auftrag der be-
zirklichen bzw. zentralen Leistungsstellen 
unter. Grundlage dafür ist eine entspre-
chende Rahmenvereinbarung aus dem 
Jahr 2001. 
Aufgrund von Beschlüssen des Abgeord-
netenhauses und des Senats kann die 
Unterbringung von Leistungsberechtigten 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG), die außerhalb von Aufnahme-
einrichtungen untergebracht werden kön-
nen, seit 2003 in Mietwohnungen erfolgen, 
soweit dies kostensparend ist. 
Infolgedessen und durch die reduzierten 
Zugangszahlen in den Bereichen Asylbe-
werber und Spätaussiedler kam es zu ei-
ner rückläufigen Inanspruchnahme ver-
tragsgebundener Einrichtungen. Die Bele-
gungskapazitäten wurden dem reduzierten 
Bedarf angepasst und dementsprechend 
Einrichtungen aufgegeben bzw. Kapazitä-
ten abgesenkt. 

So hat sich 2003 die Anzahl der 
LAGeSo-Vertragshäuser von    
ehemals 19 in 2002 auf 12, die 
Belegungskapazität von 5.699 
auf 3.157 Plätze reduziert. 



Im den vertragsfreien Unterkünften war 
eine Minderung von 233 auf 187 Wohn-
heime bzw. von 8.782 auf 6.739 Plätze zu 
verzeichnen. 
Diese von der Berliner Unterbringungsleit-
stelle eingeleiteten überproportionalen 
Kapazitätsabsenkungen führten bereits im 
Dezember 2003 zu einer Reduzierung der 
von Berlin zu tragenden Leerstandskos-
ten. Durch Vertragsverhandlungen mit den 
Wohnheimbetreibern konnten die Tages-
sätze auf einem niedrigen Niveau gehalten 
bzw. gesenkt werden, bei einer gleichblei-
benden Qualität der Unterbringungsleis-
tungen. 

Insgesamt wurden 2003 über die 
BUL 2.966.435 Übernachtungen 
vermittelt.  

 

Geschütztes Marktsegment 
Um von Wohnungslosigkeit bedrohte oder 
betroffene Menschen mit angemessenem 
Wohnraum zu versorgen und somit die 
Reintegration in ein geregeltes Leben zu 
ermöglichen, wurde im Jahr 1993 erstma-
lig ein Kooperationsvertrag „Geschütztes 
Marktsegment“ zur Wohnungsversorgung 
geschlossen und in den Folgejahren wei-
terentwickelt. Der Vertrag regelt die Be-
dingungen zu Wohnungsangeboten, Woh-
nungsvermittlungen und Schadensregulie-
rungen. 
2003 wurde ein überarbeiteter Vertrag 
zwischen dem LAGeSo, den Bezirksäm-
tern von Berlin und den städtischen Woh-
nungsunternehmen abgeschlossen, des-
sen Anpassung auf die Verbesserung von 
Geschäftsprozessen zurückgeht. 
Im LAGeSo ist die Zentrale Koordinie-
rungsstelle (Zeko) des Geschützten 
Marktsegments angesiedelt, die aufgrund 
der Vielzahl der Vertragspartner die Um-
setzung des Kooperationsvertrages koor-
diniert. 
Das Geschützte Marktsegment hat zum 
Abbau der Wohnungslosigkeit in Berlin 
beigetragen. 

Die Zahl der vermittelten Woh-
nungen lag in 2003 bei 822 (im 
Vorjahr: 676). 

Zukünftig wird sich der Schwerpunkt der 
Arbeit darauf ausrichten, die Anzahl der 
vermittelten Wohnungen zu erhöhen und 
verstärkt freie Wohnungsanbieter zu ge-
winnen. 
 
 

Leistungen und Beratung 
in Asylverfahren 

Zentrale Aufnahmeeinrichtung für 
Asylbewerber 
Die Verpflichtung zur Schaffung und Un-
terhaltung von Aufnahmeeinrichtungen für 
Asylbewerber sowie die Teilnahme am 
bundesweiten Verteilsystem EASY (Erst-
verteilung von Asylbegehrenden) inner-
halb des Landes Berlin gemäß Asylverfah-
rensgesetz wird als gesamtstädtische Auf-
gabe vom LAGeSo wahrgenommen. Die 
Zentrale Aufnahmeeinrichtung des Landes 
Berlin für Asylbewerber (ZAA) verwaltet 
die Unterkunftsplätze für den Zweck der 
Aufnahme von Asylbegehrenden, regist-
riert die Asylbegehrenden, bringt sie bei 
eigener Zuständigkeit in Berlin unter und 
versorgt sie oder leitet sie bei Nichtzu-
ständigkeit in ein anderes Bundesland 
weiter. 
Bei Zuweisung nach Berlin werden die 
Asylbegehrenden für einen Zeitraum von 
längstens 3 Monaten in der Erstaufnah-
meeinrichtung untergebracht. Hier erhal-
ten sie Vollverpflegung, bei Bedarf ärztli-
che Versorgung und ein Taschengeld zur 
Deckung der persönlichen Bedürfnisse. 

Im Jahr 2003 haben insgesamt 
4.068 Personen in der ZAA zur 
Äußerung ihres Asylbegehrens 
vorgesprochen. 

Hiervon wurden 1.158 Personen direkt 
dem Land Berlin zugewiesen und 71 Per-
sonen sind aus anderen Bundesländern 
nach Berlin zur Asylantragstellung verteilt 
worden. 2.839 Personen wurden in andere 
Bundesländer weitergeleitet.  
Im Vergleich hierzu haben im Jahr 2002 
4.490 Personen in der ZAA vorgespro-
chen, von denen insgesamt 1.537 Perso-
nen das Asylverfahren in Berlin durchge-



führt haben. Hieraus ergibt sich im Jahr 
2003 ein Rückgang der Vorsprachen in 
der ZAA von 10%. 

Vorsprachen: Asylerstaufnahme
2002 - 2003

0
50

100
150
200
250
300
350
400
450

Januar

Februar

M
ärz

April

M
ai

Juni

Juli

August

Septem
ber

O
ktober

N
ovem

ber

D
ezem

ber

2002

2003

 
Hauptherkunftsländer der Asylbewerber 
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Zentrale Leistungsstelle für Asylbe-
werber 
Nach Ablauf der Verpflichtung, in der Erst-
aufnahmeeinrichtung zu wohnen, geht die 
weitere leistungsrechtliche Betreuung des 
Personenkreises der Asylbewerber in die 
Zuständigkeit der Zentralen Leistungsstel-
le (ZLA ) über. 
Das Asylbewerberleistungsgesetz unter-
scheidet zwei Arten der leistungsrechtli-
chen Betreuung: Gemäß § 2 AsylbLG er-
halten Antragsteller erst nach drei Jahren 
leistungsrechtlicher Betreuung vergleich-
bare Leistungen nach dem Bundessozial-
hilfegesetz. Davor werden die im Gesetz 
gemäß § 3 AsylbLG bestimmten, abge-
senkten Grundleistungen gewährt. Neben 
einem monatlichen Geldbetrag zur De-
ckung persönlicher Bedürfnisse wurden in 
Berlin in der Vergangenheit mit Hilfe eines 
Dienstleisters die Leistungen für Ernäh-
rung und Kleidung per Chipkarte, also als 
unbare Leistungen, gewährt. Der auf der 

Karte gutgeschrieben Betrag konnte in ca. 
85 Einzelgeschäften eingelöst werden. 
Um den Asylbewerbern ein selbst-
bestimmteres Leben zu ermöglichen, ge-
währt die ZLA seit dem 1. Juli 2003 auch 
für den Personenkreis nach § 3 AsylbLG 
Barleistungen. Mit diesen Barleistungen 
wird der notwendige Bedarf an Ernährung, 
Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege 
sowie Gebrauchs- und Verbrauchsgütern 
des Haushalts gedeckt. Diese Entschei-
dung hatte bei der ZLA zur Folge, dass 
das bisher praktizierte Chipkartenverfah-
ren zum 30. Juni 2003 ausgelaufen ist und 
dadurch auch die Umsatzvergütungen für 
den Dienstleister des Chipkartenverfah-
rens eingespart werden konnten. 
Des Weiteren sind im Berichtsjahr die 
Ausführungsvorschriften über die Anmie-
tung von Wohnraum durch Leistungsbe-
rechtigte nach dem AsylbLG in Kraft getre-
ten. Danach haben auch Asylbewerber, 
die erst seit kurzer Zeit in Berlin sind (Per-
sonenkreis nach § 3 AsylbLG), die Wahl 
zwischen Heimplatz und Wohnung. Bisher 
stand dieses Recht nur jenen zu, die sich 
länger als drei Jahre in Deutschland auf-
halten und aus humanitären, rechtlichen 
oder persönlichen Gründen nicht ausrei-
sen können. Von dieser Neuregelung pro-
fitieren in Berlin rund 7.000 Menschen. 
2.000 von ihnen werden vom LAGeSo, die 
anderen von den Bezirken betreut. Die 
Ausweitung dieser Regelung erfolgte unter 
sozialpolitischen Erwägungen, um den 
Asylbewerbern ein würdevolles und eigen-
ständigeres Leben als bisher zu ermögli-
chen. Darüber hinaus verspricht die Woh-
nungsanmietung insbesondere bei Mehr-
personenhaushalten gegenüber der Un-
terbringung in Gemeinschaftsunterkünften 
insgesamt eine kostengünstigere Lösung.  

Im Jahr 2003 konnten insgesamt 
1.353 Personen, davon 459 Ein-
zelpersonen und 235 Familien, in 
Wohnungen einziehen. 

Im Jahr zuvor waren es 645 Personen, 
davon 184 Einzelpersonen und 117 Fami-
lien. Bisher fanden die Antragstellenden in 
angemessener Zeit ohne nennenswerte 
Schwierigkeiten Wohnungen auf dem 
Wohnungsmarkt. 



Mit der Initiative zur Unterbringung in 
Wohnungen einhergehend ging die Zu-
ständigkeit der leistungsrechtlichen 
Betreuung von Asylbewerbern mit eige-
nem Wohnraum von den Bezirksämtern 
auf die ZLA über. Dies hat für die Betrof-
fenen den Vorteil, dass zu ihrer Beratung 
beim Landesamt Sprachmittler für ein brei-
tes sprachliches Spektrum vorhanden 
sind, die für die Erstaufnahme im Asylver-
fahren ohnehin vorgehalten werden müs-
sen. Darüber hinaus setzt das Landesamt 
für die Beratung und Betreuung Sozialar-
beiter ein, die selbst überwiegend auslän-
discher Herkunft sind und daher in beson-
derem Maße Verständnis für die Belange 
der Asylbewerber haben. Zudem kennen 
sich Asylbewerber und Sozialarbeiter aus 
der Asylverfahrensberatung bei der ZAA, 
so dass bereits ein Vertrauensverhältnis 
besteht.  
 

Rückkehr- und Weiterwanderungs-
beratung 
Seit mehreren Jahren existieren Pro-
gramme zur Förderung der freiwilligen 
Rückkehr von in Berlin lebenden Auslän-
dern. Mit der zentralen Durchführung die-
ser Programme ist die Rückkehr- und Wei-
terwanderungsberatungsstelle im LAGeSo 
beauftragt.  
Ziel ist es, rückkehrwillige Ausländer kom-
petent über die Vorteile und Möglichkeiten 
einer freiwilligen Rückkehr zu beraten. Vor 
dem Hintergrund einer oftmals drohenden 
zwangsweisen Durchsetzung einer Aus-
reiseverpflichtung wird hier in zahlreichen 
Fällen eine wichtige Hilfestellung gegeben.  

Im Jahre 2003 gab es mehr als 
440 Beratungen und rd. 1.400 
Anträge zur freiwilligen Ausreise. 

Die Bündelung dieser Aufgaben im Zu-
sammenhang mit Rückkehr- und Weiter-
wanderung im LAGeSo hat sich außeror-
dentlich bewährt. Die Zusammenarbeit 
insbesondere mit den Bezirksämtern, der 
Ausländerbehörde, den Auslandsvertre-
tungen und internationalen Organisationen 
läuft im Wesentlichen reibungslos. Der 
jederzeit aktuelle Kenntnisstand über ver-
änderte Rahmenbedingungen (z.B. Einrei-
sebestimmungen der Zielländer, Passan-

tragsverfahren, ausländerrechtliche Ent-
scheidungen) garantiert eine optimale Be-
ratung und Betreuung der rückkehr- und 
weiterwanderungswilligen Ausländer. 
Seit Einrichtung der Beratungsstelle 1996 
wurden 32.832 Anträge zur Förderung der 
freiwilligen Ausreise entgegengenommen. 
Davon waren alleine rd. 7.400 Anträge im 
Rahmen von sogenannten erweiterten 
Starthilfeprogrammen des Landes Berlin 
für die Rückkehr in die Länder Bosnien, 
Herzegowina, Serbien und Montenegro, 
einschließlich Kosovo. 
 
 



Pilotprojekt „Interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung“ 
Interkulturalität beschreibt das Ereignis, 
wenn Angehörige unterschiedlicher Kultu-
ren Kontakt miteinander haben. In Berlin, 
in der eine halbe Million Menschen nicht 
deutscher Muttersprache leben, gehören 
diese Kontakte inzwischen zum Alltag. 
Nicht selten entstehen dabei Probleme, 
seien es nun Missverständnisse und Kon-
flikte aufgrund politischer, sozialer oder 
kultureller (religiöser) Differenzen oder 
einfach nur sprachliche Barrieren. Auch in 
der Verwaltung sind interkulturelle Begeg-
nungen alltäglich und nicht selten entste-
hen Konflikte. Es reicht dabei nicht aus, 
den einzelnen Mitarbeiter fortzubilden, 
vielmehr ist interkulturelle Kompetenz in 
den internen Strukturen zu verankern und 
im Verwaltungshandeln zu integrieren. Nur 
so kann die Verwaltung den Menschen mit 
Migrationshintergrund angemessen be-
gegnen und zwischen den kulturellen 
Gruppen vermitteln und Verständnis ent-
wickeln, damit es nicht zu wechselseitigen 
Vorurteilen kommt. Dadurch können Prob-
leme bei der Bearbeitung vermieden und 
nicht zuletzt die Potentiale kultureller Viel-
falt und Unterschiedlichkeit zum Vorteil 
aller nutzbar gemacht werden.  
Der Senat von Berlin hat die interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung zu seinem Ziel 
erklärt. Hierzu ist es erforderlich, die Kon-
zepte der Verwaltungsreform und Bürger-
orientierung konsequent weiterzuverfolgen 
und die interkulturelle Kompetenz der Mit-
arbeiter im Sinne einer effektiven Kunden-
orientierung zu fördern. Vor allem gefor-
dert sind hier Ämter, die unmittelbaren 
Kontakt mit der Bevölkerung haben und 
sich in besonderem Maße auf die Ansprü-
che einer Einwanderungsgesellschaft ein-
stellen müssen. Aus diesem Grunde wur-
de in 2003 bei der Zentralen Aufnahme- 
und Leistungsstelle für Asylbewerber im 
LAGeSo ein Pilotprojekt „Interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung“ mit externer Be-
ratung gestartet. Die Koordination und 
Finanzierung erfolgen durch den Beauf-
tragten des Senats von Berlin für Integra-
tion und Migration.  
Die gewonnenen Erfahrungen sollen die 
Qualität der Arbeit weiterentwickeln und 

Impulse an andere Berliner Behörden wei-
tergegeben, um nötige Veränderungspro-
zesse im Sinne einer interkulturellen Öff-
nung einzuleiten. 
Schon nach den ersten Monaten zeichne-
ten sich Erfolge ab, die unter anderem 
auch auf die ausgewählte Projektstruktur –
es wurden Arbeitsgruppen mit Mitgliedern 
aller Hierarchieebenen zu verschiedenen 
Problemschwerpunkten gebildet- zurück-
zuführen sind. Es werden nicht nur theore-
tische Überlegungen angestellt, sondern 
der Prozess der Umsetzung wird aktiv 
begleitet, was sich auf die Motivation der 
Mitarbeiter deutlich positiv auswirkt. Das 
Projekt soll bis voraussichtlich Ende 2004 
weitergeführt werden. 
 
 

Städtepartnerschaft Berlin-
Moskau  
Das Landesamt kooperiert im Rahmen der 
Städtepartnerschaft Berlin-Moskau mit der 
Moskauer Flüchtlingsverwaltung, die ge-
genwärtig bei der Moskauer Innenverwal-
tung angesiedelt ist. 
Die Partnerschaft besteht seit 1993. Zu-
nächst stand dabei der Wissenstransfer zu 
rechtlichen, organisatorischen und sozia-
len Migrationsfragen im Vordergrund. Seit 
1999 basiert die Zusammenarbeit auf ei-
ner bilateralen Vereinbarung zwischen den 
beteiligten Verwaltungen. Seitdem werden 
jährlich zwei Seminare durchgeführt. 
Kernpunkte der Zusammenarbeit sind die 
Vermittlung von Erkenntnissen über die in 
der Bundesrepublik und Europa geltenden 
Rechtsvorschriften sowie der praktischen 
Erfahrungen in Berlin bei der Arbeit mit 
Migranten. 
Im Juni 2003 reisten Mitarbeiter des Lan-
desamtes zu einem Seminar nach Mos-
kau. An den zentralen Seminartagen 
nahmen insgesamt mehr als 150 Teilneh-
mer teil. Diese vertraten migrationsrele-
vante Moskauer Verwaltungen, verschie-
dene Universitäten Moskaus und der Rus-
sischen Föderation, die präsidiale Verwal-
tung der Russischen Föderation, ver-
schiedene Menschenrechts- und Nichtre-
gierungs-Organisationen sowie die Pres-



se. Inhaltlich wurden u.a. die Themen Mig-
ration und deren Auswirkungen auf die 
Ökonomie, Demografie und Gesundheit 
sowie Migration und Innere Sicherheit be-
handelt. 
Das Herbstseminar mit leitenden Verwal-
tungsmitarbeitern der Stadt Moskau fand 
im Oktober 2003 in Berlin statt. Bei diesem 
Treffen wurde über die Themen Migration 
und Gesundheit aus Berliner Sicht, Institu-
tionen der Migrationsarbeit in Berlin am 
Beispiel des Beauftragten für Integration 
und Migration und illegale Beschäftigung 
von Migranten auf dem Arbeitsmarkt dis-
kutiert. Die Frage einer perspektivischen 
Projektarbeit für die Städtepartnerschaft 
im Bereich der Migration in Moskau durch 
eine entsprechende Förderung aus Mitteln 
der Europäischen Union bildete einen wei-
teren Schwerpunkt, der 2004 weiter ver-
tieft werden soll. 

Soziale Künstlerförderung 
Die Soziale Künstlerförderung wurde 1950 
im Rahmen des West-Berliner Notstands-
programms der Nachkriegszeit als Künst-
lernoteinsatz ins Leben gerufen und hatte 
seitdem bedürftige Künstler mit erstem 
Wohnsitz in Berlin unterstützt. 
Im Bereich Bildende Kunst haben bis En-
de 2003 Maler, Grafiker, Bildhauer und 
Fotografen über 17.000 Kunstwerke er-
schaffen, aus der sich die sogenannte 
Artothek zusammensetzt. Im Jahr 2003 
wurden insgesamt 125 Bildende Künstler 
gefördert. Den Künstler wurden Werkver-
träge zwischen 1.000 und 3.000 € ausge-
reicht. 

Das gesamte Fördervolumen für 
diese Verträge in 2003 betrug rd. 
340.000 €.  

 
Der von 2000 bis Ende 2003 befristete 
Programmübernahmevertrag sowie ein 
Personalgestellungsvertrag mit der Investi-
tionsbank Berlin (IBB), der die Übertra-
gung der Künstlerförderung auf die IBB 
regelte, wurden nicht verlängert, zumal die 
Zielsetzung, die Künstlerförderung mittel-
fristig auf eine sich finanziell weitgehend 
selbst tragende Grundlage zu stellen, nicht 
erreicht werden konnte. Auch ein in 2003 
vom LAGeSo initiiertes Interessenbekun-
dungsverfahren zur Gewinnung eines a-
däquaten und finanzstarken Partners für 
die Künstlerförderung blieb ergebnislos. In 
der Konsequenz wurde die Einstellung der 
Künstlerförderung vom Abgeordnetenhaus 
beschlossen und die Artothek wird seit 
2004 wieder vom LAGeSo verwaltet. 
Zentrale Aufgabe ist in den nächsten Jah-
ren nunmehr die sinnvolle Verwertung der 
vorhandenen Kunstwerke in Zusammen-
arbeit mit der Senatsverwaltung für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur sowie 
externen Experten. 
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